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Kurzfassung 

 

Diese Masterarbeit stellt eine Grundlage für ein erfolgreiches Chemikalienmanagement in 

der österreichischen Säge- und Holzverarbeitungsindustrie dar. Das Wissen über Auswir-

kungen von Chemikalien auf Mensch und Umwelt ist unvollkommen, daher bedarf es ste-

tiger Forschung. Die Beurteilung und Risikoevaluierung von Chemikalien spielen dabei 

eine wesentliche Rolle. In dieser Arbeit wird zu Beginn die rechtliche Komponente be-

trachtet, dabei werden europäische und nationale Vorschriften sowie diverse internatio-

nale Abkommen zum Thema Chemikalienmanagement erörtert. Im Bereich Gesundheits-

schutz wird für Arbeitsmediziner eine Bewertung entwickelt. Diverse Arbeitsplatzkonzent-

rationen und Einschränkungen werden darin erfasst. Die Umweltschutzbewertung erfolgt 

in Form von direkten Umweltaspekten. Ebenfalls beschäftigt sich ein Teil dieses Bereichs 

mit der ordnungsgemäßen Entsorgung und Abfallbehandlung. Aufgrund der Gesundheits- 

und Umweltschutzbewertung erfolgt eine Lager- und Einsatzortfreigabe. Des Weiteren 

wird dieser entwickelte Prozess in ein IT-System implementiert und in der Arbeit darge-

stellt.  

 

Schlagworte: Holzwirtschaft, Chemikalienmanagement, IT-System  

  



 

 

Abstract 

 

This master thesis is intended to provide a basis for successful chemical management in 

the Austrian sawmill and woodworking industry. Knowledge about the effects of chemicals 

on humans and the environment is imperfect, so it requires constant research. The evalu-

ation and risk evaluation of chemicals play a key role for this process. This paper begins 

with a look at the legal component, discussing European and national regulations and 

various international agreements on chemicals management. In the field of health protec-

tion, an evaluation is being developed for occupational physicians. Various workplace con-

centrations and limitations are recorded. The environmental assessment is carried out in 

the form of direct environmental aspects. Part of this area will also be devoted to proper 

disposal and waste management. On the basis of the health and environmental protection 

assessment, a warehouse and site release takes place. Furthermore, this developed pro-

cess is implemented in an IT system and presented in the work. 

 

Keywords: Timber Industry, Chemical Management, IT-System 
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1. EINLEITUNG 

Auf dem Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung in Johannesburg 2002 wurde vereinbart, 

dass die schädlichen Auswirkungen von Chemikalien auf Mensch und Umwelt bis zum 

Jahr 2020 minimiert werden müssen. 

Das vereinbarte Ziel ist es: „[…] bis 2020, das umweltgerechte Management von Chemi-

kalien entlang deren Lebenszyklus und von gefährlichen Abfällen zu erreichen, so dass 

signifikante negative Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und Umwelt mini-

miert werden […]“.1 

Das Erreichen dieses Zieles und die langfristige Sicherung dessen erfordern komplexe 

Prozesse in Unternehmen. Für ein erfolgreiches Management von Chemikalien braucht 

es politische Rahmenbedingungen, wie völkerrechtliche Regelwerke und europäische 

Vorschriften, sowie sinnvolle strategische Managementansätze. Steigende Verbrauchs-

mengen und komplexere Erzeugnisse erfordern eine verbesserte interne Überprüfung auf 

ordnungsgemäße Anwendung in Betrieben. Umweltfreundliche Produkte weisen auf einen 

Wettbewerbsvorteil hin und fördern im Gegenzug eine umweltgerechte Innovationspolitik. 

Verantwortliches Handeln in der gesamten Wertschöpfungskette wird von internationalen 

Chemieverbänden als Schlüsselelement gesehen. 

Das Wissen über Auswirkungen von Chemikalien auf Mensch und Umwelt ist unvollkom-

men, daher bedarf es stetiger Forschung. Die Beurteilung und Risikoevaluierung von Che-

mikalien spielen dabei eine wesentliche Rolle. Globaler Erfahrungsaustausch soll eine 

Verdoppelung der Tests und dadurch Handelshemmnisse verhindern. Fortlaufende Ver-

besserungen führen zu einer Vereinfachung der Systeme im gesamten Lebenszyklus.  

In der Produktion und im Handel mit Chemikalien können schädliche Auswirkungen auf 

den Menschen entstehen. Insbesondere der Risikobewertung für Schwangere und Ju-

gendliche im Umgang mit Chemikalien muss höhere Beachtung geschenkt werden. Prä-

ventive Maßnahmen, wie die Substitution von geeigneten Alternativprodukten, sowie 

Transparenz und die Verfügbarkeit von Daten über chemische Stoffe gegenüber der Öf-

fentlichkeit, umfassen essentielle Faktoren für das Wohlbefinden der Menschheit und 

nachhaltiges wirtschaftliches Handeln.  

In dieser Arbeit wird zu Beginn die rechtliche Komponente betrachtet, dabei werden euro-

päische und nationale Vorschriften sowie diverse internationale Abkommen, aus der Sicht 

                                                

1 UNCSD, 2012, s.p. 
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der betroffenen Branche, zum Thema Chemikalienmanagement erörtert. Der Schwer-

punkt dieser Masterarbeit wurde auf bedeutsame Gesetze und Verordnungen gelegt, dies 

schließt wiederum nicht aus, dass für einzelne Standorte gesonderte Regelungen gelten 

können. Umweltzertifizierungen wie ISO 14001 und EMAS III werden eingebunden und 

als fixe Basis des zu entwickelnden Managementsystems herangezogen. Dazu wird sich 

ein Kapitel mit Rechtskonformität, speziell für Chemikalien in der Holzwirtschaft, beschäf-

tigen. 

Wenn die Untersuchung der rechtlichen Komponente abgeschlossen ist, wird ein System 

für die interne Handhabung eines Chemikalienmanagementsystems erarbeitet. Dazu ist 

es wichtig, die internen Prozesse eines holzverarbeitenden Betriebes zu durchleuchten 

und diejenigen Systeme zu sondieren, welche relevant für die vorliegende Arbeit sind. 

Daraus resultiert ein Prozess, der sich in nachfolgende Gebiete gliedert: 

• Vorabuntersuchung 

• Grunddaten 

• REACH-Konformität 

• Gesundheitsschutz 

• Umweltschutz 

• Einsatzorte und Freigabe. 

Als Vorabuntersuchung wird ein System erstellt, um chemische Erzeugnisse einer Test-

phase zu unterziehen, bevor sie in den dauerhaften Einsatz kommen. Dabei soll nach 

Gefährdungen und lagerungsspezifischen Eigenschaften beurteilt werden. 

Die Bereiche Grunddaten und REACH-Konformität stellen eine Dokumentation des Si-

cherheitsdatenblattes dar. Um auf eingesetzte Chemikalien, welche einer neuen Gefähr-

dungskategorie zugeteilt wurden, schnell reagieren zu können, wird im Hintergrund eine 

Datenbank mit entsprechender Filterfunktion erarbeitet. 

Im Bereich Gesundheitsschutz wird für Arbeitsmediziner eine Bewertung entwickelt. Diese 

erfasst diverse Arbeitsplatzkonzentrationen und Einschränkungen. Die Umweltschutzbe-

wertung erfolgt in Form von direkten Umweltaspekten. Ebenfalls beschäftigt sich ein Teil 

dieses Bereichs mit der ordnungsgemäßen Entsorgung und Abfallbehandlung. Aufgrund 

der Gesundheits- und Umweltschutzbewertung erfolgt eine Lager- und Einsatzortfreigabe. 

Für die Zusammenlagerungsbedingungen wird die TRGS 510 herangezogen. 

Im nächsten Schritt wird dieser oben genannte Prozess in ein IT-System implementiert 

und in der Arbeit dargestellt. 

Für diesen Prozess werden ebenfalls die Barrieren der Entwicklung gezeigt und erörtert. 

  



13 

Forschungsfrage 

Wie kann Chemikalienmanagement in der holzverarbeitenden Industrie in Österreich 

umgesetzt werden? 

• Welche rechtlichen Anforderungen werden dafür gestellt? 

• Welche Prozesse und Systeme werden für ein Chemikalienmanagement benötigt? 

• Welche Anforderungen stellen internationale Zertifizierungsstellen an das Chemikali-

enmanagement? 

1. MATERIAL UND METHODE 

Zentrale Methode zur Beantwortung der Forschungsfrage ist die Literaturrecherche, wel-

che auf Print- und Onlinemedien basiert. Für die Suche nach online abrufbaren Quellen 

werden wissenschaftliche Suchmaschinen verwendet. Wissenschaftliche Journale kön-

nen durch die elektronische Zeitschriftenbibliothek der Universität für Bodenkultur gefun-

den werden. Die Auswahl der verwendeten Literatur erfolgt durch die in Wytrzens et al. 

(2012, 100ff) beschriebenen Kriterien. 

Mit Hilfe des „Schneeballsystems“ kann die gefundene, relevante Literatur schnell ver-

mehrt werden. Dabei werden ausgehend von einer Startliteraturstelle, die darin zitierten 

Arbeiten recherchiert, und im nächsten Schritt wieder jene, welche dort angeführt wurden, 

usw. „Dieses System liefert daher relativ rasche Ergebnisse und einen umfassenden Ein-

blick“.2 

Die Diplomarbeit wird als Einzelarbeit mit Betreuung durchgeführt. Es werden fachlich 

kompetente Personen als Informationsquellen herangezogen und in die Ergebnisse ein-

gearbeitet. Fachlich kompetente Personen involvieren ausgebildete Sicherheitsfachkräfte, 

Arbeitsmediziner und Brandschutzbeauftragte. Die Masterarbeit wird am Beispiel des 

Säge- und holzverarbeitenden Unternehmens Stora Enso Wood Products verfasst. Das 

Unternehmen ist börsennotiert und weltweit vertreten. In Österreich befinden sich drei Sä-

gewerksstandorte, aus denen die Daten für die Entwicklung dieser Arbeit herangezogen 

wurden. Es wurden ebenfalls Überlegungen für eine internationale Verwendung des Sys-

tems miteingebunden.   

                                                

2 WYTRZENS et al., 2012, 94. 
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2. RECHTLICHES 

2.1. Internationale Abkommen 

Im nachfolgenden Bereich wird ein Auszug bedeutender Zusammenkünfte und Konferen-

zen dargestellt, welche einen Bezug auf Chemikalienmanagement und Umweltsicherheit 

haben. Ein wird gezeigt, wie Regierungen und Institutionen miteinander, für eine nachhal-

tige Lebensweise zusammenarbeiten und die aktuelle Situation durch neue Vorhaben ver-

bessert werden soll. Aktuell gibt es eine Vielzahl an Übereinkommen zu den Themen Che-

mikalien und Umwelt. Die Abhaltung der Zusammenkünfte wird in immer kürzer andau-

ernden Zeitabständen abgehalten. Es wird versucht den Stand der Technik und die aktu-

elle Forschung mit den Anforderungen der Wirtschaft und Politik in Einklang zu bringen. 

Die Thematik der Chemikaliensicherheit hat in vielen Ländern eine höhere Priorität einge-

nommen und wird stets durch neue Vereinbarungen weiterentwickelt.  
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Abbildung 1: Konferenzen über nachhaltige Entwicklung3 

Diese Abbildung veranschaulicht die bedeutendsten Konferenzen über nachhaltige Ent-

wicklung auf internationaler Ebene. Ausgehend von den Jahren 1992 bis zur zukünftigen 

Chemikalienmanagement-Konferenz im Jahre 2020 werden der Verlauf und die Entwick-

lung chronologisch dargestellt. Die nachstehenden Kapitel befassen sich mit einer nähe-

ren Betrachtung dieser Konferenzen sowie einer kurzen Erläuterung dazu. 

 

Transport 

Basler Übereinkommen 

1989 

Diese Konvention beinhaltet die Kontrolle der grenzüber-

schreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle und ihrer 

                                                

3 UMWELTBUNDESAMT, 2016, s.p. 
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 Entsorgung. Dabei wurden Regelungen für Import und Ex-

port sowie für Durchfuhrländer eingeführt. In der Europäi-

schen Union setzt dies die Abfallverbringungsverordnung 

für alle Mitgliedsstaaten um.  

Agenda 21 Rio de 

Janeiro 1992 

 

Im Jahre 1992 wurde auf der Konferenz in Rio de Janeiro 

die Agenda 21 beschlossen. Kernaussage war, dass die 

nachhaltige Entwicklung nur durch ein weltweites Aktions-

programm erreicht wird. Der Aussage schlossen sich 172 

Staaten an und setzen durch lokale Agenden die vier 

Hauptinhalte: Ökonomie, Ökologie, Nachhaltigkeit und me-

dizinische Belange um. „Dieser Prozess stellt den Beginn 

einer neuen globalen Partnerschaft im Dienste der nach-

haltigen Entwicklung dar“.4 

Helsinki Konvention 

1992 

 

Die internationale Übereinkunft über grenzüberschreiten-

den Auswirkungen von Industrieunfällen wurde im Jahre 

2000 von der Europäischen Union ratifiziert. Es soll die in-

ternationale Zusammenarbeit bei Grenzüberschreitungen 

durch Industrieunfälle regeln. Diese Übereinkunft hängt 

eng mit den Seveso Richtlinien, der Gewerbeordnung und 

dem Abfallwirtschaftsgesetz in Österreich zusammen.  

Chemikalien 

PIC-Übereinkommen 

Rotterdam 1998 

 

Die Erstellung eines Informationssystems über Risiken ge-

fährlicher Stoffe zur Ein- und Ausfuhr wurde im sogenann-

ten „Rotterdamer Übereinkommen über das Verfahren der 

vorherigen Zustimmung nach Inkenntnissetzung für be-

stimmte gefährliche Chemikalien sowie Pflanzenschutz- 

und Schädlingsbekämpfungsmittel im internationalen Han-

del (PIC)“ geschaffen. Dieses Übereinkommen beinhaltet 

ein Frühwarnsystem, das auf Gefahren und Risiken be-

stimmter Chemikalien hinweist. Dabei müssen von mindes-

tens zwei Mitgliedsstaaten negative Umwelt- oder Arbeits-

                                                

4 AGENDA 21, 1992, 1. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Rotterdamer_%C3%9Cbereinkommen


17 

sicherheitsbewertungen eingehen, um das Frühwarnsys-

tem zu aktivieren. Aktuell stehen 48 Stoffe auf der PIC-

Liste, darunter auch das Holzschutzmittel PCP. 

Bahia-Deklaration 2000 

 

Im Jahre 2000 wurde in Brasilien eine Zusammenkunft auf 

dem Forum für Chemikaliensicherheit für Vertreter von Re-

gierungen, Institutionen und nichtstaatlichen Organisatio-

nen abgehalten. Darunter galt es die Chemikaliensicher-

heit zu verbessern und das Kapitel 19 der Agenda 21 um-

zusetzen. Kernthemen waren unter anderem die Beschleu-

nigung der Risikobewertung von Stoffen und der Informati-

onsaustausch über gefährliche Stoffe und die davon aus-

gehenden Risiken. 

Stockholmer Konven-

tion 2001 

 

In der Stockholmer Konvention wurden die langlebigen or-

ganischen Schadstoffe (POP) als Hauptthema angesehen. 

Die Herstellung und der Gebrauch von Pestiziden, Indust-

riechemikalien und unerwünschter Nebenprodukte wurden 

eingeschränkt oder verboten. Zu den POPs zählen grund-

sätzlich Chemikalien mit folgenden Eigenschaften: persis-

tent, weiträumlicher Transport, Anreicherung in der Nah-

rungskette und giftig für Menschen und Tiere. Diese Stoffe 

beziehungsweise Gemische werden als das „dreckige Dut-

zend“ bezeichnet.  

Weltgipfel Johannes-

burg 2002 

 

Ziel dieser Zusammenkunft war es, eine Bilanz über die 

vergangenen Beschlüsse der Agenda 21 und eine Fort-

schreibung der Ziele für eine nachhaltige Entwicklung bis 

2015 zu ziehen. Dieser Aktionsplan definiert die Millenni-

ums Entwicklungsziele. „Auf dem Gipfeltreffen von Johan-

nesburg haben wir viel erreicht, indem wir ein breites 

Spektrum von Menschen und Meinungen zu einer kon-

struktiven Suche nach einem gemeinsamen Weg zusam-

mengeführt haben, der in eine Welt führt, in der die Vision 

der nachhaltigen Entwicklung geachtet und verwirklicht 
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wird“.5 Darunter galt als Eckpfeiler die Minimierung der ge-

sundheits- und umweltschädlichen Auswirkungen bei Pro-

duktion und Gebrauch von Chemikalien bis 2020. 

Strategischer  

Ansatz für Internationa-

les Chemikalienma-

nagement 2006 

 

Der strategische Ansatz für Internationales Chemikalien-

management (SAICM) wurde gemeinsam von der Industrie 

und den Regierungsvertretern für eine globale Vernetzung 

der Chemikaliensicherheit bis 2020 geschaffen. „Im Zent-

rum dieser Aktivitäten steht zumeist die Beschaffung ent-

sprechender Daten und die Risikoabschätzung, weniger je-

doch der Erlass verbindlicher Regelungen“.6 Der Ansatz 

betrifft den gesamten Lebensweg von Chemikalien, Her-

stellung, Verwendung und Entsorgung.  

ICCM Konferenz Dubai 

2006 

 

Die “International Conference on Chemicals Management” 

ist das Organ der SAICM, die durch ihre Konferenzen den 

Verlauf des strategischen Ansatzes verfolgt. „Der strategi-

sche Ansatz für ein internationales Chemikalienmanage-

ment (SIACM) wurde auf der internationalen Zusammen-

kunft zum Chemikalienmanagement (ICCM) am 6. Februar 

2006 in Dubai angenommen“.7 Fortschrittsevaluierungen 

des SAICM umfassen bei jeder ICCM-Konferenz den Kern-

inhalt. Bei der vierten Konferenz wurde beispielsweise ein 

Prozess für die Zeit nach 2020 behandelt. 

GHS-System UN 2008 

 

Die Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und 

Entwicklung forderte im Jahre 2008 alle Mitgliedsländer zur 

Einführung eines einheitlichen Systems zur Einstufung und 

Kennzeichnung von Chemikalien auf. „GHS schafft die Vo-

raussetzungen, dass Chemikalien in Zukunft weltweit nach 

einheitlichen Kriterien eingestuft und gekennzeichnet wer-

den: Was zum Beispiel giftig oder umweltgefährlich ist, soll 

                                                

5 VEREINTE NATIONEN, 2002, 2. 

6 PROELß, 2017, 19. 

7 OECD, 2012, 356. 
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überall auf der Welt das gleiche Symbol tragen“.8 Auf der 

Basis von unterschiedlichen länderspezifischen Einstufun-

gen wurde ein gemeinsames System gefordert und in der 

EU durch die CLP-Verordnung im Jahre 2015 für Chemi-

kalien und Gemische umgesetzt. Dieses GHS System wirkt 

durch CLP-VO direkt und ist geltendes Recht in Österreich. 

Umweltmanagement 

Konferenz der Vereinten 

Nationen über nachhal-

tige Entwicklung Rio de 

Janeiro 2012 

 

Das Ergebnis dieser Konferenz beinhaltet praktische Maß-

nahmen und eine Implementierung nachhaltiger Entwick-

lung. Der sogenannte „Zero Draft“ und der Bereich „Green 

Economy“ umfassen die Schwerpunkte. Universell gültige 

„Sustainable-Goals“ wurden anschließend für die Agenda 

2030 entwickelt. „Über sie lässt sich definieren, welche Pri-

oritäten und Ziele sich die Staatengemeinschaft ab 2015 

für die dann folgenden 15 Jahre setzt und mittels welcher 

Indikatoren die Fortschritte gemessen werden sollen“.9 

Agenda 2030 für nach-

haltige Entwicklung 

New York 2015 

 

Dieser UNO-Nachhaltigkeitsgipfel diente als Vorberei-

tungskonferenz für die UN-Klimakonferenz Paris 2015. Da-

bei verabschiedeten alle Mitgliedstaaten die 17 

„Sustainable-Goals 2030“.„Gemeinsam begeben wir uns 

auf den Pfad der nachhaltigen Entwicklung und widmen 

uns dem Streben nach globaler Entwicklung und einer all-

seits gewinnbringenden Zusammenarbeit, die für alle Län-

der und alle Erdteile enorme Fortschritte bewirken kann“.10 

Dieser Weltgipfel beinhaltete ebenfalls als Ziel nachhaltige 

Entwicklung und Armutsbekämpfung. 

 

. 

  

                                                

8 SUSNIK, 2018, s.p. 

9 BEISHEIM und DRÖGE, 2012, 10. 

10 VEREINTE NATIONEN, 2015, s.p. 

https://de.wikipedia.org/wiki/Konferenz_der_Vereinten_Nationen_%C3%BCber_nachhaltige_Entwicklung
https://de.wikipedia.org/wiki/Konferenz_der_Vereinten_Nationen_%C3%BCber_nachhaltige_Entwicklung
https://de.wikipedia.org/wiki/Konferenz_der_Vereinten_Nationen_%C3%BCber_nachhaltige_Entwicklung
https://de.wikipedia.org/wiki/Weltgipfel_f%C3%BCr_nachhaltige_Entwicklung_2015
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2.2. Europäische Gesetzgebung 

Die europäische Gesetzgebung wird in drei Akteure aufgeteilt: das Europäische Parla-

ment, den Rat der Europäischen Union und die Europäische Kommission. Der Rat der 

Europäischen Union kann Vorschläge für die Rechtssetzung in der EU machen. Das Eu-

ropäische Parlament und der Rat kooperieren anschließend im Entscheidungsprozess der 

Beschlussfassung von Gesetzen. 

Unterteilt wird die Gesetzgebung in Richtlinien, Verordnungen und Beschlüssen. Die ein-

zelnen Mitgliedsstaaten müssen die Richtlinien in nationales Recht umsetzen. Im Gegen-

satz dazu gelten europäische Verordnungen direkt und benötigen keine nationale Anpas-

sung. Ein Beschluss oder früher auch „Entscheidung“ genannt, wird an Mitgliedsstaaten, 

Unternehmen oder Einzelpersonen adressiert und kann von jeden der drei Akteure aus-

gestellt werden. 

 

Abbildung 2: Aufbau des EU-Rechts 11 

Die Abbildung 2 zeigt den pyramidenförmigen Aufbau des europäischen Rechtssystems. 

Als primäres Gemeinschaftsrecht werden unter anderen Gründungs- und Beitrittsverträge 

                                                

11 BARTA H., 2004, s.p. 
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verstanden. Dieses Primärrecht beinhaltet die vier Grundfreiheiten der EU (freier Waren-, 

Dienstleistungs-, Personen- und Kapitalverkehr). Das sekundäre Gemeinschaftsrecht in-

volviert primär europäische Richtlinien, welche verbindliche Vorgaben beinhalten. Richtli-

nien bedürfen einer innerstaatlichen Anpassung und Umsetzung. Europäische Verordnun-

gen, die eine unmittelbare Gültigkeit erlangen, verkörpern die Grundbasis. 

Auf europäischer Ebene ist die wichtigste abfallrechtliche Umweltschutzregelung die Ab-

fallrahmenrichtlinie. Diese beinhaltet Bereiche, die eine Sammlung und Behandlung von 

Abfällen zum Schutz von Mensch und Umwelt darstellt. „Darüber hinaus verfolgt die Richt-

linie die Zielsetzung, die Aufbereitung von Abfällen sowie die Verwendung wiedergewon-

nener Materialien im Interesse der Erhaltung der natürlichen Rohstoffquellen zu fördern“.12 

Die Chemikaliensicherheit wird in der Europäischen Union mit der REACH-VO und der 

CLP-VO maßgeblich beeinflusst. Für das Transportwesen von Chemikalien und deren Zu-

sammenlagerungsbedingungen sind ebenfalls Richtlinien und Übereinkommen geschaf-

fen worden.  

 

Transport 

ADR- Übereinkommen 

 

Das Übereinkommen über die internationale Beförderung ge-

fährlicher Güter auf der Straße wurde 1957 in Genf in Zusam-

menarbeit mit der UNECE beschlossen. Heutzutage ist die ADR 

in der Europäischen Union durch eine EU-Verordnung rechts-

gültig. „Die innerstaatliche Umsetzung in Österreich erfolgt 

durch das Gefahrengutbeförderungsgesetz“. 13  Es beinhaltet 

besondere Vorschriften bezüglich Verpackung, Kennzeich-

nung, Dokumentation, Ladungssicherung und Ausbildung. Die 

ADR wird alle zwei Jahre an die neuesten technischen und ju-

ristischen Erkenntnisse angepasst. 

RID- Richtlinie 

 

Diese Regelung wurde von der internationalen Eisenbahnorga-

nisation (OTIF) ausgearbeitet. In der Europäischen Union 

wurde es durch die EU-Richtlinie 2008/68/eu in Kraft gesetzt. 

                                                

12 MOCHTY et al., s.a., 1. 

13 AUVA, 2017, s.p. 
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Das RID enthält eine Liste von 13 gefährlichen Gütern, für wel-

che gesonderte Transport-, Lagerungs- und Informationsbedin-

gungen eingehalten werden müssen.  

ADN- Übereinkommen 

 

Das Europäische Übereinkommen über die internationale Be-

förderung gefährlicher Güter auf Binnenwasserstraßen wurde 

im Jahre 2000 durch die UNECE beschlossen. Dieses Überein-

kommen enthält Vorschriften zur Deklarierung, Verpackung und 

Dokumentation gefährlicher Güter in der Binnenschifffahrt. 

Ebenfalls werden die Anforderungen der Schiffe miteingebun-

den. „Die dem ADN beigefügte Verordnung enthält Bestimmun-

gen für gefährliche Stoffe und Gegenstände, ihre Beförderung 

in Versandstücken oder in loser Schüttung an Bord von Binnen-

schiffen oder Tankschiffen sowie Bestimmungen für den Bau 

und Betrieb solcher Schiffe“.14 

Chemikalien 

SEVESO III-Richtlinie 

Die Seveso III-Richtlinie zur Beherrschung der Gefahren 

schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen vom Jahre 2012, 

wurde für Betriebe eingeführt, welche mit bestimmten Mengen 

an gefährlichen Stoffen arbeiten. Bei Überschreiten der Schwel-

lenmengen sind besondere Auflagen bezüglich Anlagensicher-

heit einzuhalten. Die Umsetzung dieser Richtlinie erfolgt in Ös-

terreich in einigen Bundesgesetzen wie zum Beispiel Umweltin-

formationsgesetz, Gewerbeordnung und Abfallwirtschaftsge-

setz und diverse Verordnungen.  

CLP-Verordnung 

 

Die CLP Verordnung regelt die Einstufung, Kennzeichnung und 

Verpackung von Stoffen und Gemischen und basiert auf dem 

GHS System (Globally Harmonised System of Classification 

and Labelling of Chemicals) des Johannesburger Weltgipfels. 

Gleichwerte internationale Kennzeichnung von Stoffen und Ge-

mischen sollen den Handel erleichtern und die Umweltgefahren 

eindämmen. „Diese Verordnung soll ein hohes Schutzniveau für 

die menschliche Gesundheit und für die Umwelt sicherstellen, 

                                                

14 ADN, 2017, s.p. 

https://de.wikipedia.org/wiki/CLP-Verordnung
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sowie den freien Verkehr von chemischen Stoffen, Gemischen 

und bestimmten spezifischen Erzeugnissen gewährleisten und 

gleichzeitig Wettbewerbsfähigkeit und Innovation verbes-

sern“.15 

RoHS-Richtlinie 

 

Die Richtlinie zur Beschränkung der Verwendung bestimmter 

gefährlicher Stoffe in Elektro- und Elektrogeräten regelt durch 

Grenzwerte auf bestimmte Substanzen den Eintrag auf Umwelt 

und Mensch. In Österreich ist die Umsetzung dieser Richtlinie 

durch die Elektroaltgeräteverordnung festgelegt. In diese Richt-

linie wird ebenfalls die CE-Kennzeichnung miteingebunden.  

REACH-Verordnung 

 

Die europäische Verordnung zur Registrierung, Bewertung, Zu-

lassung und Beschränkung chemischer Stoffe ist seit 2007 gel-

tendes Recht. Es betrifft je nach Verwendung der Chemikalien 

unter anderem Hersteller, Importeure oder Händler. Für Unter-

nehmen, die in der Europäischen Union niedergelassen sind 

und einen Stoff aus einem Nicht-EU-Land importieren, gilt im 

Sinne von REACH das Unternehmen als Importeur. Der Bezug 

von Chemikalien aus EU-Ländern stellt keine Rolle als Impor-

teur dar, sondern als nachgeschalteter Anwender. „Für chemi-

sche Stoffe, die in Mengen von mehr als einer Tonne pro Her-

steller oder Importeur und Jahr hergestellt oder importiert wer-

den, müssen die Hersteller/Importeure Registrierungen über-

mitteln, die in einer zentralen Datenbank gesammelt werden“.16 

Im nachfolgenden Schritt ist eine Datenerfassung und Sicher-

heitsbewertung durchzuführen. Aufgrund dieser Datensamm-

lung und Risikobewertung wird von der Europäischen Chemika-

lien Agentur (ECHA) eine Datenbank für die Chemikaliensicher-

heit für Mensch und Umwelt geführt. REACH umfasst alle che-

mischen Stoffe und bewertet sie nicht als Gemisch oder Er-

zeugnis, sondern als Einzelstoff. 

                                                

15 EG, 2008, 1. 

16 WKO, 2018, s.p. 

https://de.wikipedia.org/wiki/RoHS-Richtlinie
https://de.wikipedia.org/wiki/REACH-Verordnung
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Verordnung über die Be-

reitstellung auf dem 

Markt und die Verwen-

dung von Biozidproduk-

ten 

 

Die sogenannte europäische Biozidverordnung trat 2013 in 

Kraft und beschreibt die Genehmigungs- und Zulassungspro-

zesse, sowie den Öffentlichkeitszugang über Informationen von 

Wirkstoffen. Besondere Anforderungen der Verordnung sind bei 

Werbung und Kennzeichnung zu beachten. „Der Inverkehrbrin-

ger einer behandelten Ware hat auf Anfrage eines privaten Ver-

brauchers innerhalb von 45 Tagen kostenlos Informationen 

über die biozide Behandlung dieser zu übermitteln“.17 Als Bio-

zidprodukte werden Schutzmittel, Desinfektionsmittel oder 

Schädlingsbekämpfungsmittel verstanden. Die zweite Haupt-

gruppe der Verordnung führt diverse Holzschutzmittel an.  

Detergenzienverordnung 

In der Detergenzienverordnung werden Reinigungs- und 

Waschmittel behandelt. Detergenzien sind Stoffe, die Tenside 

enthalten. Diese Tenside wiederum erleichtern den Reinigungs-

prozess, weil sie die Oberflächenspannung zwischen Schmutz 

und Wasser verringern. Als wichtige Bereiche dieser Verord-

nung werden biologische Abbaubarkeit und Informationsbereit-

stellung von allergieauslösenden Duftstoffen angesehen. Diese 

Verordnung beschreibt generell Kennzeichnung, Schutzprinzi-

pien und Beschränkungen sowie Verbote.  

Verordnung über fluo-

rierte Treibhausgase 

 

Die europäische Verordnung über fluorierte Treibhausgase mit 

der Nummer 517/2014 gilt seit Anfang 2015. Unter fluorierten 

Treibhausgasen werden sogenannte perfluorierte Kohlenwas-

serstoffe, teilfluorierte Kohlenwasserstoffe und Schwefelhexaf-

luorid verstanden. Diese Verordnung beinhaltet Begriffsbestim-

mungen, Vermeidungsstrategien sowie Kontrollvorgaben. 

Ebenfalls werden Emissionsbegrenzungen, Überwachungsme-

chanismen und Berichterstattungen angeführt.  

Verordnung zur Kenn-

zeichnung fluorierter 

Treibhausgase 

 

Diese Verordnung mit der Nummer 2015/2068 ist im Dezember 

2015 eingeführt worden. Sie regelt das Inverkehrbringen von F-

Gasen und die erforderliche Kennzeichnung. Die Form der 

                                                

17 WKO, 2018, 4. 
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Kennzeichnung wird in dieser europäischen Verordnung expli-

ziert ausgewiesen und genau beschrieben. Sie legt die Mindest-

standards der Kennzeichnung für Erzeugnisse und Einrichtun-

gen aus der Verordnung (EU) 517/2014 fest.  

Abfall 

EU-Abfallverbringungs-

verordnung 

 

Für den internationalen Abfalltransport wird die Abfallverbrin-

gungsverordnung der Europäischen Union geltend gemacht. 

Die Abfallverbringungsverordnung baut auf dem Basler Über-

einkommen auf und regelt die Einfuhr, Ausfuhr und den Transit 

von Abfall. Sie beinhaltet Verbringungsverbote, Notifizierungs-

pflichten und die Pflicht zur Mitführung von Transportpapieren. 

Zuständige Stelle in Österreich ist das Bundesministerium für 

Nachhaltigkeit und Tourismus. Als Transportpapiere bei gefähr-

lichen Abfällen werden unter anderem ADR-Dokumente und 

Begleitscheine gesehen. Das elektronische Datenmanage-

ment-System (EDM) stellt eine unterstützende Funktion für re-

gistrierungspflichtige Transporteure und aufzeichnungspflich-

tige Abfallmengen dar. 

EU-Abfallrahmenrichtlinie 

 

Die Europäische Abfallrahmenrichtlinie von 2008 wird in Öster-

reich durch nationales Recht umgesetzt. Sie beinhaltet eine 

fünfstufige Abfallhierarchie und Rechtsbegriffe des Abfallrechts. 

Diverse Recyclingquoten und Abfallvermeidungsprogramme 

werden gefordert und eine Produktverantwortlichkeit wird durch 

Rücknahme und Beseitigung ebenfalls beschrieben. Für ge-

fährliche Abfälle werden besondere Bestimmungen für Mit-

gliedsstaaten der Europäischen Union definiert.  

  

https://de.wikipedia.org/wiki/EU-Abfallverbringungsverordnung
https://de.wikipedia.org/wiki/EU-Abfallverbringungsverordnung
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Betrieb/Anlagen 

Verordnung zur Zertifizie-

rung für Arbeiten an 

elektrischen Schaltanla-

gen 

 

Die Durchführungsverordnung „Mindestanforderungen und der 

Bedingungen für die gegenseitige Anerkennung im Hinblick auf 

die Zertifizierung von natürlichen Personen, die fluorierte Treib-

hausgase enthaltende elektrische Schaltanlagen installieren, 

warten, instandhalten, reparieren oder stilllegen oder fluorierte 

Treibhausgase aus ortsfesten elektrischen Schaltanlagen zu-

rückgewinnen“.18 der europäischen Kommission mit der Num-

mer 2015/2066 beinhaltet Regelungen für elektrische Schaltan-

lagen mit F-Gase. Diese Durchführungsverordnung ist seit 2015 

gültig und für bestehende Zertifizierungen wurden Übergangs-

fristen bis Mitte 2017 eingeführt. Personen, die an Schaltanla-

gen mit F-Gasen Arbeiten durchführen, müssen eine spezielle 

Zertifizierung nachweisen. In der Verordnung werden der Gel-

tungsbereich und die Anforderungen einer Zertifizierung defi-

niert. Diverse Prüfstellen und Anerkennungen werden ebenfalls 

angeführt.  

Verordnung der Zertifizie-

rung für Arbeiten an Käl-

teanlagen 

Die europäische Durchführungsverordnung mit der Nummer 

2015/2067 betrifft Personen, die mit Kälteanlagen, Klimaanla-

gen, Wärmepumpen und Kühlaggregate hantieren, in denen F-

Gase enthalten sind und ist gültig seit Dezember 2015. Eine 

Zertifizierung ist Voraussetzung für folgende Prozesse: Installa-

tion, Reparatur, Wartung und Stilllegung. Falls eine Reparatur-

arbeit an der Herstellungsstätte der Anlage durchgeführt wird, 

ist keine Zertifizierung notwendig. Diese Verordnung beinhaltet 

neben den allgemeinen Geltungsbereichen zahlreiche detail-

lierte Anforderungen für Zertifizierungen natürlicher Personen 

und Unternehmen.  

  

                                                

18 EUR-Lex, 2015, 1. 
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2.3. Nationale Gesetzgebung 

In der österreichischen Gesetzgebung werden Richtlinien der Europäischen Union und 

Erkenntnisse von internationalen Abkommen für den heimischen Raum umgesetzt. Die 

nationale Gesetzgebung beinhaltet auch länderspezifische Vorschriften, die in dem nach-

stehenden Bereich nicht eingebunden werden. In den letzten Jahren wurde ein starker 

Anstieg an präventiven Maßnahmen in die nationale Gesetzgebung eingearbeitet.  

 

 

Abbildung 3: in Anlehnung EU-Recht im innerstaatlichen Stufenbau19 

Die Abbildung 3 zeigt den österreichischen Stufenaufbau der Rechtshierarchie. Der bis-

herige Aufbau wurde durch den Beitritt zur Europäischen Union verschoben. Als oberste 

Ebene sind nach wie vor die österreichischen Baugesetze situiert. Danach folgt die Euro-

päische Gesetzgebung, gefolgt von nationalen Gesetzen und Verordnungen. Bereiche wie 

Urteile, Bescheide, Verträge und Zwangsvollstreckungen/ Exekutionen werden in dieser 

Arbeit aufgrund des Umfanges nicht behandelt.  

Die folgenden Bereiche umfassen Vorschriften in Form von Gesetzen und Verordnungen. 

Gebiete der Arbeitssicherheit, Chemikaliensicherheit, Abfallwirtschaft, Wasserrecht, 

Grenzwertevorschriften und Energieeffizienz werden beschrieben.  

                                                

19 BARTA H., 2004, s.p 
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In Österreich unterliegt die Abfallgesetzgebung dem Bund durch das Abfallwirtschaftsge-

setz (AWG) und den länderspezifischen Landesabfallwirtschaftsgesetzen. Durch die Pro-

duzentenverantwortlichkeit soll ein hoher Beitrag an Vermeidung, Verwertung und Besei-

tigung erreicht werden. Diverse Verordnungen zum Abfallwirtschaftsgesetz helfen bei der 

Umsetzung der europäischen Abfallrahmenrichtlinie. Die Arbeitssicherheit wird durch 

zahlreiche Vorschriften wie ArbeitnehmerInnenschutzgesetz, PSA-Verordnung sowie Kin-

der- und Mutterschutzgesetzen dargestellt. Eine Umsetzung der Chemikaliensicherheit 

erfolgt durch das Chemikaliengesetz und der dazugehörigen Chemikalienverordnung. Das 

Wasserrechtsgesetz kommt ebenfalls in jeder Produktionsstätte zum Einsatz und gilt als 

wichtige Gesetzgebung in Österreich.  

 

Gesundheitsschutz/Arbeitszeitenregelung/Betrieb 

ArbeitnehmerInnen-

schutzgesetz  

1994 

Das österreichische ArbeitnehmerInnenschutzgesetz (ASchG) 

stellt eine Grundlage für Arbeitnehmer im Bereich Gesundheits-

schutz und Arbeitssicherheit dar. Mit der Verwendung von Ar-

beitsmittel und Arbeitsstoffen durch den Arbeitnehmer treffen 

ihn besondere Pflichten, die zum Schutz und zur Gefahrenver-

hütung beitragen. Das Gesetz beinhaltet eine Gefährdungsbe-

urteilung in Form einer Arbeitsplatzevaluierung, sowie verschie-

dene Pflichten für Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Diese Risi-

koevaluierung und die daraus folgende Maßnahmenerstellung 

zur Prävention werden als Kernthemen betrachtet. Persönliche 

Schutzausrüstung und Gesundheitsüberwachung durch Ar-

beitsmediziner sind feste Bestandteile des Gesetzes. Die Ar-

beitsstoffe müssen in regelmäßigen Zeitabständen nach der 

Exposition und der Arbeitsplatzmenge ermittelt werden. Arbeits-

mittel und -stoffe werden mit Beurteilungen und Grenzwerten 

dargestellt. Dabei spielen Grenzwerte wie maximale Arbeits-

platzkonzentration (MAK) und die technische Richtkonzentra-

tion (TRK) eine wesentliche Rolle. Es soll durch die Verbesse-

rung von Arbeitsbedingungen für Arbeitnehmer einen Wettbe-

werbsvorteil für Unternehmen bringen. Arbeitnehmer sollen 

durch die Verbesserung von Arbeitsbedingungen für Arbeitneh-

mer einen Wettbewerbsvorteil für Unternehmen bringen. 
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Mutterschutzgesetz 1979 

Das Mutterschutzgesetz impliziert generelle Verbote und Pflich-

ten für Arbeitgeber, Mütter und Schwangere. Ein Abschnitt be-

schäftigt sich mit der Evaluierung von Gefahren und Pflichten 

für den Arbeitgeber. Ebenfalls werden Maßnahmen bei Gefähr-

dungen als eigener Punkt deklariert. Beschäftigungsverbote un-

terteilen sich in jene für werdende und stillende Mütter. Des 

Weiteren sind für Sonn-, Feiertags- und Nachtarbeit Regelun-

gen sowie Verbote nach der Entbindung ausgewiesen. Kündi-

gungen und Karenzzeiten als auch Regelungen für Teilzeitbe-

schäftigungen fließen in dieses Gesetz als eigener Abschnitt 

ein. Bei einer Arbeit mit gesundheitsgefährlichen Stoffen, Stäu-

ben oder Dämpfen werden besondere Verbote ausgewiesen. 

Kinder- und Jugendbe-

schäftigungsgesetz 1987 

Im Kinder- und Jugendbeschäftigungsgesetz werden Jugendli-

che bis zum vollendeten 18. Lebensjahr behandelt, die in einem 

Dienst-, Lehr oder Ausbildungsverhältnis stehen. Sowohl die 

Begrifflichkeit der Kinderarbeit als auch Anstellung von Minder-

jährigen werden definiert. Das Gesetz beinhaltet Schutzbestim-

mungen zur Arbeits- und Ruhezeit, sowie Urlaubsansprüchen 

und diverse Ausnahmen wie zum Beispiel Beschäftigungen von 

Kindern, die das 13. Lebensjahr vollendet haben. Die Aufsicht 

der Einhaltung unterliegt den Bezirksverwaltungsbehörden, in 

Zusammenarbeit mit den Arbeitsinspektoraten. Die Arbeits-

zeitenregelungen werden für jede Altersklasse dezidiert ausge-

wiesen. Ruhepausen, Ruhezeiten und Nachtruhe sind ebenfalls 

beschrieben, sowie dessen Ausnahmen und Sonderregelun-

gen. Betriebe, die Jugendliche beschäftigen müssen zum Bei-

spiel ein Verzeichnis führen, indem personenbezogene Daten 

der Jugendlichen enthalten sind. 

Kinder- und Jugendbe-

schäftigungsverordnung  

1998 

Die Kinder- und Jugendbeschäftigungsverordnung regelt ver-

botene Betriebe, den Umgang mit gefährlichen Arbeitsstoffen 

und -mitteln sowie Schutzmaßnahmen. Die allgemeinen Best-

immungen dieser Verordnung sind verbunden mit dem Kinder- 

und Jugendbeschäftigungsgesetz und dem ArbeitnehmerIn-

nenschutzgesetz. Die Arbeit mit gefährlichen Arbeitsstoffen ist 

in der Verordnung ausführlich dargestellt. Für weitgehende 
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Schutzmaßnahmen kann das Arbeitsinspektorat gesonderte 

Bescheide in Form von Verbote oder Bewilligungen ausstellen. 

Gewerbeordnung 1994 

Die österreichische Gewerbeordnung regelt den Zugang und 

die Ausübung eines Gewerbes. „Der Geltungsbereich der 

GewO umfasst alle gewerbsmäßig ausgeübten Tätigkeiten, so-

fern nicht gesetzlich verboten oder ausdrücklich ausgenom-

men.“20 Ein wichtiger Teilbereich beinhaltet die Betriebsanla-

gengenehmigung und verschiedene Betreiberpflichten. Es be-

schreibt den Geltungsbereich, die Einteilung sowie die Aus-

übung von Gewerben. Diverse Prüfungen und Befähigungen 

zur Ausübung werden ebenfalls beschrieben. Ein großer Teil 

davon behandelt Betriebsanlagen und deren Überprüfung und 

Genehmigung, speziell der Paragraph 82b. Die Beherrschung 

von Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen um-

fasst einen Abschnitt dieses Gesetzes. Meldepflichten, Notfall-

pläne und Informationsverpflichtungen werden für eigene Berei-

che beschrieben. In der Anlage sind Schadstoffe, Begrenzun-

gen und Gefahrenkategorien von gefährlichen Stoffen ange-

führt.  

Grenzwerteverordnung  

2011 

In der Grenzwertverordnung werden die Arbeitsplatzkonzentra-

tionswerte (MAK) und Technische Richtkonzentrationswerte 

(TRK) verbindlich festgelegt. Sie beinhaltet eine Bewertung von 

Stoffgemischen und diverse Holzstaubregelungen. „Die Stäube 

vieler Hölzer stellen außerdem aufgrund ihrer sensibilisieren-

den Wirkung eine Gesundheitsgefahr (Allergien der Haut, chro-

nische Rhinitis, Asthma bronchiale) dar.“21 Für karzinogene Ar-

beitsstoffe ist außerdem eine Messung und Prüfung eingearbei-

tet. Ziel dieser Verordnung ist der Schutz von Arbeitnehmerin-

nen und Arbeitnehmer durch gefährliche Arbeitsstoffe.  

                                                

20 UNIVERSITÄT GRAZ, s.a.,64. 

21 BUNDESMINISTERIUM FÜR ARBEIT, SOZIALES UND KONSUMENTENSCHUTZ, 

2011, 6. 
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Verordnung biologischer 

Arbeitsstoffe 1998 

Die Verordnung biologischer Arbeitsstoffe ist eng mit dem Ar-

beitnehmerInnenschutzgesetz gekoppelt. Anhand einer Evalu-

ierung werden die Arbeitsstoffe in Risikogruppen gesondert be-

urteilt und folgend Schutzmaßnahmen definiert. Diese Verord-

nung beinhaltet eine Gefährdungsbeurteilung von unbeabsich-

tigter und beabsichtigter Verwendung. Des Weiteren werden 

dazu persönliche Schutzausrüstung und Handhabungsvor-

schriften gezeigt. Eine Unterweisung und Informationspflicht 

des Arbeitgebers über Gefahren und diverse Verhütungsmaß-

nahmen und Exposition sind ebenfalls definiert. Im Anhang be-

finden sich Schutzmaßnahmen und Organismen mit den jewei-

ligen Zuteilungen zu den Risikogruppen.  

Verordnung  

Persönliche Schutzaus-

rüstung 

2014 

Die Verordnung zur Persönlichen Schutzausrüstung separiert 

sich in zwei wesentliche Abschnitte. Der erste Abschnitt bein-

haltet allgemeine Begriffsbestimmungen und Pflichten des Ar-

beitgebers. Bedeutende Bereiche umfassen die Arbeits-

platzevaluierung, die Bewertung der PSA. „Persönliche Schutz-

ausrüstungen (PSA) sind von den Arbeitgeber/innen auf ihre 

Kosten am Ort der Gefahr zur Verfügung zu stellen, wenn Ge-

fahren nicht durch andere Schutzmaßnahmen (technisch oder 

arbeitsorganisatorisch) vermieden oder ausreichend begrenzt 

werden können.“22 Die Unterweisung beziehungsweise Infor-

mationspflicht über persönliche Schutzausrüstung für Arbeit-

nehmer ist ebenfalls angeführt. Der zweite Abschnitt beschreibt 

die verschiedenen Untergliederungen der persönlichen Schutz-

ausrüstung.  

Verordnung 

Sicherheitsvertrauensper-

sonen 

1996 

Die Verordnung zur Sicherheitsvertrauenspersonen regelt 

grundsätzlich die Anzahl an Sicherheitsvertrauenspersonen in 

Betrieben. Qualifikationen und Wirkungsbereiche stellen einen 

bedeutenden Bereich dieses Gesetzes dar. Meldung und Infor-

mation, sowie Nachbesetzungen und Fristen werden in der Ver-

ordnung deklariert. In der Anlage befindet sich eine Tabelle mit 

                                                

22 SOZIALMINISTERIUM, 2015, 1. 



32 

der Mindestanzahl der Sicherheitsvertrauenspersonen in Be-

zug auf die Arbeitnehmerzahl. Beginnend mit elf Arbeitnehmer 

wird zum Beispiel eine SVP benötigt.  

Chemikalien 

Chemikaliengesetz 1996 

Das Chemikaliengesetz stellt die Grundlage für die österreichi-

schen chemikalienrechtlichen Regelungen dar. Im Wesentli-

chen enthält das Chemikaliengesetz gewisse Durchführungs-

bestimmungen zu internationale Regelungen wie REACH und 

CLP. Die Einhaltung und Überwachung wird vom jeweiligen 

Landeshauptmann übernommen. Des Weiteren beinhaltet es 

den spezifischen Umgang mit Giften. Generell wird das Chemi-

kaliengesetz in sieben Abschnitte untergliedert. Der erste Ab-

schnitt enthält allgemeine Bestimmungen und Bereiche zur Ein-

stufung, Kennzeichnung und Verpackung. Ebenfalls wird das 

Sicherheitsdatenblatt unter einem eigenen Paragraphen ge-

führt. Der zweite Abschnitt beinhaltet besondere Bestimmungen 

über die Umweltverträglichkeit von verbrauchsintensiven Pro-

dukten, insbesondere werden hier Detergenzien und Tenside 

behandelt. Der dritte Abschnitt enthält Bestimmungen zu Giften 

inklusive deren Verkehr und Schutzmaßnahmen. Im vierten Ab-

schnitt werden Prüfstellen, Nachweise und Datenverkehr gere-

gelt. Verfahrensvorschriften zum Datenaustausch werden im 

fünften Abschnitt ausgewiesen. Der vorletzte Absatz umfasst di-

verse Nichteinhaltungen und Strafen, im letzten Abschnitt sind 

Übergangs- und Schlussbestimmungen beschrieben. 
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Chemikalienverordnung  

1999 

Die Chemikalienverordnung 1999 beinhaltet großteils, die von 

der Europäischen Union ausgehenden Vorgaben. „Mit der 

neuen ChemV 1999 wird das geltende EU-Recht einschließlich 

aller derzeit geltenden technischen Anpassungen umgesetzt 

und stellt mit der dynamisierten Übernahme von Stoffliste und 

Prüfmethoden eines der modernsten chemikalienrelevanten 

Rechtsinstrumente innerhalb der EU dar.“23 Inhaltlich wird die 

Chemikalienverordnung in sieben Abschnitte unterteilt, wobei 

der erste Abschnitt den Regelungsbereich der Verordnung be-

schreibt. Im nächsten Abschnitt werden gefährliche Eigenschaf-

ten und die Einstufung von Stoffen und Zubereitungen behan-

delt. Der dritte Abschnitt beinhaltet Verpackungsvorschriften, in-

klusive Gefahrenhinweise. Der darauffolgende Abschnitt bein-

haltet die R- und S-Sätze sowie Kennzeichnungs- und Sicher-

heitsdatenblattbestimmungen. Im fünften Abschnitt werden für 

die getrennte Sammlung Hinweise beschrieben. Der sechste 

Abschnitt thematisiert ÖNORMEN und Auskünfte und Informa-

tionsbereitstellungen. Im letzten Abschnitt werden Übergangs-

bestimmungen ausgewiesen. Der Anhang involviert Einstufun-

gen und Kennzeichnungen von Gefahrensymbolen. 

Seit 2017 gilt die Chemikalienverordnung als „überholt“, auf-

grund des Wegfalls der Stoff- und Zubereitungsrichtlinie. 

Verordnung über Verbote, 

Beschränkungen teil- und 

vollfluorierter Kohlenwas-

serstoffe und Schwefel-

hexafluorid 

2002 

Diese Verordnung über Verbote und Beschränkungen teilfluo-

rierter und vollfluorierter Kohlenwasserstoffe sowie von Schwe-

felhexafluorid (Industriegase) wird in sechs Abschnitte unter-

gliedert. Im ersten Abschnitt wird der Anwendungsbereich defi-

niert. Die nächsten zwei Abschnitte beinhalten Voraussetzun-

gen für Teilanwendbarkeiten, Ausfuhrbestimmungen und In-

Verkehr-Setzungs-Verbote. Ebenso werden Bestimmungen für 

Schaumstoffe, Aerosole und Lösungsmittel beschrieben. Der 

vierte Abschnitt deklariert Löschmittel mit Verboten und Ein-

schränkungen und Berichterstattungen. Es werden Unterneh-

men bestimmter Branchen, welche Industriegase verwenden, 

                                                

23UMWELTBUNDESAMT, 2001, 763. 
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beziehungsweise in Produkten einbinden, verpflichtet, diese 

Stoffe jährlich zu melden. Das Lebensministerium stellt dafür 

ein online portal (ZAReg) zur Verfügung. Elektrogeräte und der 

Elektrizitätsbereich im Allgemeinen, werden im fünften Ab-

schnitt mit Auflagen und Verboten versehen. Der letzte Ab-

schnitt betrifft ein Informationsverfahren gemäß der Richtlinie 

98/34/EG, die einen Bezug auf Normen und technischen Vor-

schriften hat.  

Verordnung über das Ver-

bot bestimmter Schmier-

mittelzusätze und Ver-

wendung von Kettensä-

genölen 

1990 

 

 

 

 

 

Die Verordnung über das Verbot bestimmter Schmiermittelzu-

sätze und die Verwendung von Kettensägenölen wird in drei 

Abschnitte gegliedert. Der erste Abschnitt deklariert, dass keine 

Zusätze von PCB und PCT in Schmiermittel in den gewerbli-

chen Verkehr gebracht werden dürfen. Ebenfalls dürfen in Mo-

torölen keine halogenhaltigen Zusätze und Verbindungen von 

Cadmium, Quecksilber und Arsen enthalten sein. Der zweite 

und dritte Abschnitt behandelt die Kettensägenöle, die auf kei-

ner wassergefährdenden Mineralölbasis und mit Zusätzen von 

Schwermetallen, Nitriten und Halogenen in Verkehr gebracht 

werden dürfen. Diverse Ausnahmeregelungen und das Datum 

des Inkrafttretens werden in diesem Abschnitt ebenfalls defi-

niert. 

Abfall 

Abfallwirtschaftsgesetz  

2002 

Das Abfallwirtschaftsgesetz zeigt Grundsätze der Vermeidung, 

Verwertung und Entsorgung. Im Abfallwirtschaftsgesetz werden 

Bereiche wie Vorsorge und Nachhaltigkeit als Kernthemen an-

gesehen. Die fünfstufige Abfallhierarchie soll die Kreislaufwirt-

schaft unterstützen, um aus Abfall wieder ein Produkt zu erstel-

len.  

Das österreichische Abfallwirtschaftsgesetz ist in zehn Ab-

schnitte gegliedert. Beginnend mit dem ersten Abschnitt werden 

die Grundzüge der Europäischen Abfallrahmenrichtlinie in nati-

onale Gesetzgebung integriert. Diverse Begriffsbestimmungen 

und Ziele, welche durch den Bundesabfallwirtschaftsplan alle 

sechs Jahre gesetzt werden sollen, sind anfangs beschrieben. 
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Im zweiten Abschnitt werden zum Beispiel das Abfallwirt-

schaftskonzept, der Abfallbeauftragte und Pflichten für Herstel-

ler und Importeure deklariert. Des Weiteren involviert dieser Be-

reich Maßnahmen für Abfallvermeidung und Herstellung. Die 

Abschnitte drei und vier beinhalten Pflichten für den Abfallbesit-

zer und folglich für den Abfallsammler oder Behandler. Es wer-

den Melde- und Aufzeichnungspflichten sowie die Handhabung 

von Begleitscheinen und Transportdokumenten festgeschrie-

ben. Der Abschnitt fünf regelt die Sammel- und Verwertungs-

systeme, sowie Verpflichtungen für gewerbliche Verpackungen. 

Abschnitt sechs widmet sich den Behandlungsanlagen. Im sie-

benten Abschnitt werden grenzüberschreitende Regelungen 

beschrieben, wie zum Beispiel Notifizierungspflichten. Die letz-

ten drei Abschnitte regeln die Überprüfung und Übergangs- so-

wie Schlussbestimmungen.  

Festsetzungsverordnung 

gefährliche Abfälle 

1997 

Die Verordnung der Festsetzung von gefährlichen Abfällen und 

Problemstoffen gliedert sich in vier Abschnitte. Im ersten Ab-

schnitt wird festgelegt, welche Abfälle als gefährlich und welche 

gefährlichen Abfälle als Problemstoffe gelten. Im zweiten Kapi-

tel werden gefährliche Abfälle laut Abfallkatalog ÖNORM S 

2100 in der Anlage 1 als „Verzeichnis für gefährliche Abfälle“ 

geführt. Der dritte Abschnitt beschreibt das Ausstufungsverfah-

ren von Abfällen, welches besagt, dass ein gefährlicher Abfall, 

der keine gefahrenrelevanten Eigenschaften besitzt, sich dem 

Verfahren erneut unterziehen kann und als nicht gefährdend 

weitergeführt werden kann.  

Abfallnachweisverord-

nung  

2012 

Die Abfallnachweisverordnung separiert sich in fünf Abschnitte. 

Im Wesentlichen beinhaltet diese Verordnung umfangreiche 

Aufzeichnungs- und Nachweispflichten für Abfallbesitzer. An-

fangs werden allgemeine Anwendungsbereiche und Ziele be-

schrieben. Der zweite Abschnitt beinhaltet Aufzeichnungspflich-

ten für Siedlungsabfälle, Verpackungsabfälle, Elektro- und 

Elektroaltgeräte sowie Batterien. Die Begleitscheine werden im 

dritten Abschnitt geregelt und im Anhang als Musterformulare 

hinterlegt. Für gefährliche Abfälle kann somit der Transportweg 
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identifiziert und nachvollzogen werden. Der vierte Abschnitt be-

inhaltet Bestimmungen für den Transport von gefährlichen Ab-

fällen zwischen verschiedenen Standorten. Abschließend wer-

den Übergangs- und Schlussbestimmungen ausgewiesen.  

Abfallverzeichnisverord-

nung 

2003 

 

Die Abfallverzeichnisverordnung kennzeichnet im Generellen 

sieben Paragraphen. Das Abfallverzeichnis wird gemäß 

ÖNORM 2100 ausgegeben und im EDM-Portal am aktuellen 

Stand gehalten. In den Anlagen der Verordnung sind gefahren-

relevante Eigenschaften bei den Abfallarten mit ausgewiesen. 

Abfallarten werden in Codes veranschaulicht und können somit 

eindeutig eingestuft werden. Gefährliche Abfallarten werden mit 

dem Buchstaben „g“ deklariert.  

Getrennte Sammlung bio-

gener Abfälle Verordnung 

1992 

Drei Paragraphen definieren die Verordnung über die getrennte 

Sammlung biogener Abfälle. Abfälle, die aufgrund ihres hohen 

biogenen Anteils für eine aerobe oder anaerobe Behandlung 

geeignet sind, werden für diese Verordnung relevant und müs-

sen gesondert gesammelt werden. Falls die biogenen Abfälle 

keine Verwertung im unmittelbaren Betrieb oder Haushalt ha-

ben, sind diese Abfälle für die getrennte Sammlung bereitzu-

stellen. Ausgenommen sind biogene Abfälle, die aufgrund ihres 

zu hohen Schadstoffgehalt keiner biogenen Verwertung zuge-

führt werden können.  

Verpackungsverordnung  

2014 

Die Verpackungsverordnung wird in sieben Abschnitte geglie-

dert. Ziel dieser Verordnung ist die Wiederverwendung und Ver-

meidung von Verpackungsabfällen, sowie eine Beschränkung 

von gefährlichen Stoffen in Verpackungen. Es werden Anforde-

rungen an die in den Verkehr gesetzten Verpackungen gere-

gelt, und Recyclingquoten ausgeschrieben. Pflichten für ge-

werbliche Verpackungen und Vorschriften für Sammel- und 

Verwertungssysteme werden ebenfalls ausgegeben.  

Verpackungsabgren-

zungsverordnung 

2015 

Die Verordnung über die Festlegung von Anteilen zur Abgren-

zung von Haushaltsverpackungen und gewerblichen Verpa-

ckungen legt eine einheitliche Trennung von Haushaltsverpa-
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ckungen und gewerblichen Verpackungen vor, um eine Wettbe-

werbsverzerrung für Sammler und Verwerter zu vermeiden. Im 

Anhang werden die Verpackungen den gewerblichen- oder 

Haushaltsverpackungen zugeordnet. Diese Verordnung trägt 

im Wesentlichen dazu bei, dass eine exakte Kalkulierung der 

Gebühren für Sammel- und Verwertungssysteme ermöglicht 

wird.  

Batterienverordnung 

2008 

Die Verordnung über die Abfallvermeidung, Sammlung und Be-

handlung von Altbatterien und -akkumulatoren wird in sieben 

Abschnitte gegliedert. Als Ziele dieser Batterieverordnung wer-

den Umweltverträglichkeit, Abfallvermeidung, getrennte Samm-

lung, stoffliche Verwertung und Beschränkung von gefährlichen 

Stoffen definiert. Eine Beschreibung diverser Begriffsdefinitio-

nen sowie der Geltungsbereich befinden sich im darauffolgen-

den Bereich. Anschließend folgt eine Auflistung von Stoffverbo-

ten, Vermeidungsmaßnahmen und dem Vorgehen der Behand-

lung. Im zweiten Abschnitt werden die Rücknahme und die Vor-

gaben für Sammelstellen erklärt Der Abschnitt drei dokumen-

tiert die für Fahrzeugbatterien verpflichtende Rückgabe- und 

Rücknahmesysteme. Im Wesentlichen regelt diese Verord-

nung, dass Hersteller von Batterien eine kostenlose Rück-

nahme übernehmen und weitere Verwertungsschritte ord-

nungsgemäß durchführen. Der vierte Teilbereich behandelt die 

Rücknahme und Sammlung von Industriebatterien. Für diese 

kann auch eine Gebühr für die Rücknahme eingehoben wer-

den. Der fünfte Punkt definiert die Teilnahme an Sammel- und 

Verwertungssystemen und die Nachweisdokumentation als 

Verpflichtung. In den letzten Abschnitten werden die Registrie-

rung und das Meldewesen über das Inverkehrbringen oder das 

Sammeln von Batterien, sowie die Pflichten für Importeure be-

schrieben.  

Elektroaltgeräteverord-

nung 

2005 

Für die Verordnung über die Abfallvermeidung, Sammlung und 

Behandlung von elektrischen und elektronischen Altgeräten 

werden im Generellen als Ziele die Vermeidung von Elektroab-
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fällen, die Verbesserung der Ressourceneffizienz und die Be-

schränkung von gefährlichen Stoffen zur Herstellung definiert. 

Hauptbetroffene dieser Verordnung sind Hersteller und Import-

eure, die eine umweltgerechte Verwertung und Behandlung 

durchführen müssen. Durch diese Verordnung sind zwei EU-

Richtlinien umgesetzt worden, zum Beispiel das Sammelziel 

von mind. 4 kg Altgeräte pro Einwohner und Jahr und die kos-

tenlose Rücknahme von Elektroaltgeräten. Auch die Wieder-

verwendung von Altgeräten wird als Kernthema darin be-

schrieben. Informationspflichten für Endverbraucher, sowie 

Meldepflichten an das Bundesministerium für Nachhaltigkeit 

und Tourismus sind ausgewiesen. In der letzten Elektroaltge-

rätenovelle im Jahre 2016 wurden Meldepflichten direkt an die 

Elektroaltgerätekoordinierungsstelle geändert und diverse 

Weichmacher für neue Elektrogeräte wurden verboten. Im An-

hang dieser Verordnung befinden sich Zuordnungen zu Gerä-

tekategorien und diverse Beschränkungen sowie Ausnah-

meregelungen.  

Transport 

Gefahrengutbeförde-

rungsgesetz 

1998 

Das österreichische Gesetz über die Beförderung gefährlicher 

Güter wird in neun Abschnitte geteilt. Der erste Abschnitt bein-

haltet Begriffsbestimmungen und den Geltungsbereich. Dazu 

kommen noch die anzuwendenden internationalen Vorschrif-

ten, zum Beispiel ADR, RID und ADN. Im zweiten Abschnitt 

werden Verpackungen hinsichtlich Zulässigkeiten und Geneh-

migungen beschrieben. Meldungen, Gefahrengutbeauftrage 

und Pflichten von Beteiligten umfassen den dritten Unterpunkt. 

Das impliziert die Benennung und Meldung eines qualifizierten 

Gefahrengutbeauftragten bei der Beförderung gefährlicher Gü-

ter von Seite des Unternehmens. Die Beförderung gefährlicher 

Güter auf der Straße wird im vierten Abschnitt dezidiert be-

schrieben. Für den Eisenbahnbetrieb werden im nachstehen-

den Bereich die Vorschriften ausgewiesen. Folglich definiert der 

nächste Absatz die Beförderung auf Wasserstraßen. Der achte 
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Abschnitt behandelt den Bereich Luftfahrt und zuletzt im neun-

ten Abschnitt werden die zuständigen Behörden und Über-

gangs- sowie Schlussbestimmungen angeführt.  

Wasser/Abwasser 

Wasserrechtsgesetz 1959 

Das österreichische Wasserrechtsgesetz unterteilt sich in 14 

Abschnitte. „Der erste Abschnitt behandelt - entsprechend al-

tem Rechtsgut und in Übereinstimmung mit den einschlägigen 

Bestimmungen des ABGB - die Einteilung der Gewässer in öf-

fentliche und private Gewässer; diese Unterscheidung ist für 

zahlreiche Regelungen des WRG bedeutsam (u.a. für die Be-

willigungspflicht von Wasserbenutzungen und von Maßnahmen 

zur Abwehr von Hochwässern - §§ 9 und 41).“24 Der zweite Ab-

schnitt stellt die Benutzung von Gewässer dar. In Österreich 

kennzeichnet das Wasserrechtsgesetz eine wesentliche 

Grundlage für Genehmigungen von Betriebsanlagen. Die Rein-

haltung von Gewässer wird ebenfalls als Kernthema deklariert 

und als dritter Bereich ausgewiesen. Der vierte Absatz be-

schreibt Regulierungsbauten zum Schutz und Vorsorgemaß-

nahmen bei Überschwemmungen. Beitragsleistungen und was-

serwirtschaftliche Rahmenpläne sind als fünfter Abschnitt ge-

führt. Detaillierte Planungsmaßnahmen in Hochwassergebieten 

und Maßnahmenprogramme umfassen den sechsten Ab-

schnitt. Zwangsrechte, Wassergenossenschaften und Wasser-

verbände bilden die Passagen sieben bis zehn. Behördenzu-

ständigkeiten und Verfahren werden im elften Abschnitt ange-

führt. Aufsicht, Strafen und Schluss- und Übergangsbestim-

mungen bilden die letzten Fragmente des Gesetzes.  

  

                                                

24 OBERLEITNER, 2007, 23. 
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Indirekteinleiterverord-

nung 

 1998 

Die Verordnung betreffend Abwasserleitungen in wasserrecht-

lich bewilligten Kanalisationen beschreibt Abwässer, die sich 

nur gering von häuslichen Abwässern unterscheiden, unterliegt 

einer Mitteilungspflicht beim Kanalbetreiber. „Durch die Einfüh-

rung des europäischen Schadstofffreisetzungs- und -verbrin-

gungsregisters (E-PRTR, 2006) werden unter anderem auch 

Schadstoffemissionen ins Wasser und Abwasserverbringungen 

erfasst und dokumentiert.“25 Bei diesem Verfahren und beim 

Überschreiten von Schwellenwerten ist die wasserrechtliche 

Bewilligung maßgeblich. Einleitungen müssen vor erstmaliger 

Ausübung an den Kanalbetreiber gemeldet werden.   Pflichten 

für den Kanalbetreiber und Übergangsbestimmungen werden 

im Paragraph sieben beschrieben. Der Anhang beinhaltet die 

Abwasserkategorien bezogen auf den Herkunftsbereich für eine 

wasserrechtliche Bewilligungspflicht. Ebenfalls werden die 

Schwellenwerte für Tagesfragen angegeben.  

Allgemeine Abwas-

seremissionsverordnung 

1996 

Die Verordnung über die allgemeine Begrenzung von Abwas-

seremissionen in Fließgewässer und öffentliche Kanalisatio-

nen legt grundsätzlich einzuhaltende Grenzwerte für eine Be-

willigung der Einleitung vor. „Die allgemeine Abwasseremissi-

onsverordnung (BGBl. 1996/186) definiert in § 1 (1) lit. 3 den 

Geltungsbereich auch für Niederschlagswasser, mit welchem 

Schadstoffe von der Landoberfläche eines Einzugsgebietes in 

ein Gewässer abgeschwemmt werden, die überwiegend durch 

menschliche Tätigkeiten in diesem Einzugsgebiet entstanden 

sind.“26 Sie beschreibt den Stand der Technik in Bezug auf Rei-

nigung und Anlagentechnik, sowie deren Überwachung und 

Emissionsbegrenzungen.  

 

 

 

                                                

25 WINKLER, 2010, 3. 

26 KOBENCIC, 2002, 9. 
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Energie/Umwelt 

Energieeffizienzgesetz 

2014 

Das österreichische Gesetz über die Steigerung der Energieef-

fizienz bei Unternehmen und dem Bund wird in acht Teile un-

tergliedert. „Im Rahmen des Energieeffizienzgesetzes verpflich-

tet sich Österreich bis Ende 2020 ein kumulatives Endenergie-

effizienzziel in der Höhe von 310 PJ zu erreichen.“27 Im ersten 

Teil werden allgemeine Bestimmungen dargestellt, unter ande-

rem Zweck, Nationaler Energieeffizienz Aktionsplan und Ener-

gieeffizienzverpflichtungssystem. Im zweiten Teil werden Berei-

che für Unternehmen und Energielieferanten beschrieben. Da-

runter müssen große Unternehmen in regelmäßigen Abständen 

externe Energieaudits durchführen oder ein zertifiziertes Um-

weltmanagementsystem einführen. Kleine und mittlere Unter-

nehmen können eine Energieberatung in regelmäßigen Abstän-

den abhalten. Absatz vier des Energieeffizienzgesetzes be-

schreibt Pflichten für den Bund. Im nachfolgenden Teil werden 

Mindestanforderungen für Energieaudits definiert. Abschnitt 

sechs und sieben erwähnt Maßnahmen und Monitoringpro-

zesse, danach folgen Übergangs- und Schlussbestimmungen.  

Pflanzenschutzgesetz 

2011 

Das Gesetz über Maßnahmen zum Schutz gegen das Verbrin-

gen von Schadorganismen der Pflanzen und Pflanzenerzeug-

nisse sowie betreffend Grundsätze für den Schutz der Pflanzen 

vor Krankheiten und Schädlingen gliedert sich in neun Ab-

schnitte. Der erste Teil beschreibt die allgemeinen Bestimmun-

gen. Im zweiten und dritten Abschnitt werden Verbote und Ein-

schränkungen erklärt. Die Verbringung befallener Pflanzen oder 

Pflanzenerzeugnisse (siehe Anhang) ist verboten. Für Betriebe 

gilt die Regelung, falls Schadorganismen oder Symptome bei 

Pflanzen auftreten, ist dies zu melden. Der vierte und fünfte Ab-

schnitt beschreibt die Ein- und Ausfuhr mit Drittländern, diverse 

                                                

27 ÖSTERREICHISCHE FORSCHUNGSFÖRDERUNGSGESELLSCHAFT, 2016,18. 
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Kontrollmechanismen und Verbote. Für Verpackungsholz gel-

ten gesonderte Anforderungen. Strafbestimmungen und Fristen 

werden in den nachfolgenden Abschnitten beschrieben.  
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Umweltinformationsge-

setz 

1993 

Das Bundesgesetz über den Zugang zu Informationen über die 

Umwelt dient der Umsetzung der europäischen Richtlinie 

90/313/EWG. „Österreich hat die Vorgaben der Aarhus-Kon-

vention in den verschiedensten Bereichen des Umweltrechts 

umgesetzt; zu verweisen ist dabei vor allem auf das Umweltin-

formationsgesetz und die Einbindung von Umweltorganisatio-

nen in Anlagengenehmigungsverfahren.“28 Ziel dieses Geset-

zes ist die Informationsfreigabe der Umweltsituation von Unter-

nehmen an die Öffentlichkeit. Als bevorzugte Kommunikation 

soll der elektronische Weg dienen. Umweltinformationen um-

fassen zum Beispiel Umweltkompartimente, organisatorische 

Maßnahmen, Berichte zur Umsetzung des Umweltrechts sowie 

Wirtschafts- und Sicherheitsanalysen. Anspruch auf Umweltin-

formationen hat jede natürliche oder juristische Person. Im Ge-

setz werden auch Bereiche beschrieben, in denen Umweltinfor-

mationen zu Betriebsgeheimnissen eingestuft werden und des-

sen Schutz eingefordert werden kann. Die gewonnenen Daten 

werden in ein nationales Schadstofffreisetzungs- und Verbrin-

gungsregister (PRTR) eingepflegt und sind frei für die Öffent-

lichkeit zugänglich. Die Ausweisung von Gefahren von schwe-

ren Unfällen bei informationspflichten Anlagen muss in regel-

mäßigen Abständen evaluiert und an die zuständige Behörde 

mit Verhaltensmaßnahmen im Falle eines schweren Unfalls ge-

meldet werden. 

Kälteanlagenverordnung 

1969 

 

 

 

Die Verordnung über den Schutz von Dienstnehmern und der 

Nachbarschaft beim Betrieb von Kälteanlagen wird in fünf Ab-

schnitte gegliedert. Der erste Abschnitt definiert, für welche Be-

triebe die Verordnung zutrifft. Ebenfalls werden Begriffe und 

Kältemittel beschrieben und eingeteilt. Abschnitt zwei gibt Vor-

gaben für Kompressions- und Absorptionskältemaschinen. Im 

nachfolgenden Bereich werden Aufstellungskriterien und Belüf-

tungsvorschriften definiert. Der Betrieb, insbesondere das Ar-

                                                

28 SCHULEV-STEINDL UND GOBY, 2009, 5. 
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beiten, die Wartung und Überprüfung sowie geeignete Schutz-

ausrüstung werden im fünften Abschnitt beschrieben. „Gemäß 

§22 der Kälteanlagenverordnung müssen Kälteanlagen jährlich 

einer Überprüfung hinsichtlich ihrer Betriebssicherheit unterzo-

gen werden.“29 Schutzmaßnahmen und Ausnahmen werden im 

letzten Abschnitt deklariert.  

 

Explosionsschutz/Lagerung 

Explosionsschutzverord-

nung  

2015 

Die Verordnung über Geräte und Schutzsysteme zur bestim-

mungsgemäßen Verwendung in explosionsgefährdeten Berei-

chen wird in sechs Abschnitte unterteilt. Die allgemeinen Best-

immungen befinden sich im ersten Abschnitt. Darunter werden 

zum Beispiel Gesundheits- und Sicherheitsanforderungen so-

wie die Bereitstellung auf den Markt definiert. Hersteller von Ge-

räten oder Schutzsysteme müssen gewährleisten, dass die Pro-

dukte den Sicherheitsanforderungen der Verordnung entspre-

chen. Dabei wird die EU-Konformitätserklärung (CE-Kennzeich-

nung) in das Verfahren mit eingebunden. Ebenfalls werden 

Pflichten für Hersteller und Einführer im zweiten Abschnitt aus-

gewiesen. Der dritte und vierte Teil beschreiben das Konformi-

tätsbewertungsverfahren. In den letzten beiden Abschnitten 

werden Risikofaktoren und Schlussbestimmungen erklärt.  

Verordnung explosionsfä-

hige Atmosphären 

2004 

Die Verordnung über den Schutz von Arbeitnehmern vor explo-

sionsfähigen Atmosphären wird in drei Abschnitten beschrie-

ben. Im ersten Abschnitt werden Pflichten für den Arbeitgeber 

ausgewiesen, falls der Arbeitsnehmer in explosionsgefährdeten 

Bereichen tätig ist. Impliziert sind Unterweisungspflichten, Prü-

fungen vor Inbetriebnahme, Messungen und Gefahrenanaly-

sen. „Nach den §§ 4 und 5 der Verordnung über explosionsfä-

hige Atmosphären (VEXAT) zum ASchG ist der Arbeitgeber 

verpflichtet, im Rahmen der Evaluierung die Explosionsgefah-

ren zu ermitteln und zu beurteilen und auf dieser Grundlage ein 

                                                

29 LACKNER, 2015, 81. 
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so genanntes Explosionsschutzdokument zu erstellen und auf 

Stand zu halten.“30 Im zweiten Abschnitt werden technische und 

organisatorische Maßnahmen des Betriebs für den Explosions-

schutz behandelt. Einstufungen und Kennzeichnungen von ge-

fährdeten Bereichen, sowie geeignete bauliche Anforderungen 

sind dargestellt. Im letzten Abschnitt werden Übergangs- und 

Schlussbestimmungen angeführt.  

Druckgaspackungslage-

rungsverordnung  

2002 

Die Verordnung über die Lagerung von Druckgaspackungen in 

gewerblichen Betriebsanlagen beinhaltet vier Abschnitte. Der 

Gültigkeitsbereich erstreckt sich über gewerbliche Betriebsan-

lagen, in denen Druckgaspackungen gelagert werden. In für die 

Verordnung relevanten Druckgaspackungen sind brennbare o-

der chemisch instabile Stoffe involviert. Im ersten Abschnitt fol-

gen Lagerungsverbote und Begriffsbestimmungen. Die Lage-

rungsbedingungen werden im zweiten Abschnitt auch für nicht 

genehmigungspflichtige Betriebsanlagen angeführt. Der dritte 

Bereich beinhaltet Bestimmungen für Lagerräume unterschied-

licher Flächen und Arten. Der vierte Abschnitt enthält Schluss-

bestimmungen.  

Verordnung über brenn-

bare Flüssigkeiten 

1991 

 

Die Verordnung über Lagerung und Abfüllung brennbarer Flüs-

sigkeiten wird in acht Abschnitten beschrieben. Der erste Ab-

schnitt definiert Geltungsbereich und Zuteilung von brennbaren 

Flüssigkeiten. Es werden Gefahrenklassen angeführt und die 

Verbindung zum ADR über die Stoffaufzählung und dessen Ein-

stufung beschrieben. Flammpunkte, Zusammenlagerungsbe-

stimmungen sowie Überprüfungen befinden sich ebenfalls im 

ersten Abschnitt. Der zweite Bereich beinhaltet die Anforderung 

an die Betriebseinrichtung, unter anderem Auffangwannen und 

Erdungen. Der dritte Abschnitt beschäftigt sich mit Brand- und 

Explosionsschutzvorschriften. Im nächsten Unterpunkt werden 

die Lagerungsbedingungen genauer beschrieben. Der sechste 

Abschnitt beinhaltet Lagerungs- und Abfüllbedingungen im Be-

reich von Tankstellen. Die Lagerungs- und Abfüllbedingungen 

                                                

30 AUVA, 2009, 2.  
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in Abfüllanlagen werden im siebenten Abschnitt erläutert und 

zuletzt folgt eine Definition von Übergangs- und Schlussbestim-

mungen.   
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2.4. Umweltmanagementsystem 

Das Umweltmanagementsystem ist ein Teilbereich des gesamten Managementsystems. 

Dieses beinhaltet die Einhaltung von umweltrelevanten Rechtsvorschriften, negativen Um-

weltauswirkungen und Verbesserungsprozessen. In vielen Wirtschaftsbereichen gilt ein 

Nachweis von Umweltzertifizierungen als wesentlicher Faktor für Vertragsabschlüsse. 

Durch regelmäßige interne und externe Audits kann die Wirksamkeit des Umweltmanage-

mentsystems gemessen werden. In der zunehmend kritischen Öffentlichkeit wirkt ein Um-

weltmanagementsystem als positiver Erfolgsfaktor für Unternehmen. Fortlaufende bezie-

hungsweise kontinuierliche Verbesserungen reduzieren negative Auswirkungen auf 

Mensch und Umwelt.  

 

Abbildung 4: Vorteile Umweltmanagementsystem31 

Die Abbildung 4 zeigt die wesentlichen Vorteile der Einführung eines Umweltmanage-

mentsystems. In den nachfolgenden Bereichen werden die Vorteile in ökologische, öko-

nomische und soziale Sichtweisen untergliedert und betrachtet.  

  

                                                

31 EMAS, s.a., 44. 
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• Wesentliche Vorteile aus ökologischer Sichtweise 

Ein zentraler Vorteil eines Umweltmanagementsystems ist die Reduktion der Um-

weltauswirkungen in allen Umweltkompartimenten. Einwirkungen auf Komparti-

mente wie zum Beispiel Boden, Luft, Wasser und Lärm werden durch ein effizien-

tes und fortlaufendes Führen von einem Umweltmanagementsystem verringert. 

Effizienzsteigerungen und geringere Materialverbräuche können erzielt werden, 

sowie ein positiver Beitrag zum globalen Umweltschutz. Produkte werden durch 

das intensive Beleuchten der Produktionsbereiche verbessert. Der geforderte kon-

tinuierliche Verbesserungsprozess bringt auf internationaler Ebene eine positive 

Sichtweise von Stakeholder auf das Unternehmen.  

 

• Wesentliche Vorteile aus ökonomischer Sichtweise 

Die Kostenminimierung spielt in allen Unternehmen eine große Rolle. Durch die 

Einführung eines Umweltmanagementsystems werden Bereiche wie Ressour-

ceneffizienz, Energieverbrauch und Abfallreduktion intensiv betrachtet. Dabei be-

steht die Möglichkeit von direkten und indirekten Einsparungen. Einkäufe können 

sich direkt an effizientere Produkte mit einem besseren Lebenszyklus richten. In-

direkt können durch die Rechtskonformität behördliche Strafzahlungen vermieden 

werden. „Ebenso führt eine Auszeichnung von Unternehmen potentiell, z.B. über 

eine Image-Verbesserung, zu Wettbewerbsvorteilen und damit zu einem ökonomi-

schen Nutzen.“32 Zertifizierte Unternehmen weisen nach der Einführung eines Um-

weltmanagementsystems somit eine höhere Akzeptanz auf internationalen Märk-

ten auf.  

 

• Wesentliche Vorteile aus sozialer Sichtweise 

Der Einbindung von Arbeitnehmern in die aktuelle Unternehmenssituation bringt 

mehr Bewusstsein und bessere Kommunikationswege zwischen Management und 

Arbeitnehmern. „Neben den ökologischen Aspekten des wirtschaftlichen Handelns 

rücken soziale und gesellschaftliche Auswirkungen immer mehr in den Vorder-

grund.“33 Durch Schulungen verstärkt man das Umweltbewusstsein und Arbeitneh-

mer fühlen sich dem Unternehmen näher und können den Entwicklungsprozess 

positiv mitgestalten. Dadurch können negative Umweltauswirkungen vorgebeugt 

und die Produktionsplanung wirtschaftlicher gestaltet werden.  

                                                

32 ROGALLI, 2014, 16.  

33 UGA, 2012, 4.  
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In den nachstehenden Kapiteln werden die zwei gängigen Umweltmanagementsysteme 

ISO 14001 und EMAS III erläutert. Die Anforderungen dieser Zertifizierungen werden im 

darauffolgenden Chemikalienmanagementsystem eingearbeitet. Der strukturelle System-

aufbau beider Umweltmanagementsysteme ist nach der ISO 14001 konstruiert. Die E-

MAS-VO beinhaltet darüber hinaus einen verstärkten Einbezug von Mitarbeitern, eine 

Rechtskonformität, einen kontinuierlichen Umweltleistungsverbesserungsprozess und ex-

terne Kommunikation.  

 

Abbildung 5:  Inhalte eines Umweltmanagementsystems nach EMAS/ISO 1400134 

In der obigen Abbildung wird der Systemaufbau eines Umweltmanagementsystems nach 

EMAS III und ISO 14001 gezeigt. Generell ist abzuleiten, dass der kontinuierliche Verbes-

serungsprozess in folgende Überbereiche gegliedert ist: Planung, Implementierung, Kon-

trolle und Bewertung. Im nachstehenden Bereich werden die einzelnen Untergliederungen 

beschrieben. 

 

• Umweltpolitik 

Der Begriff Umweltpolitik spiegelt die Visionen eines Unternehmens bezüglich sei-

ner Umweltzielsetzungen wieder. Darunter sind Leitlinien, Handlungszielsetzun-

                                                

34EMAS, s.a., 27. 
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gen und allgemeine Ziele des Unternehmens in Bezug auf Umweltschutz zu ver-

stehen. „Gemäß der Norm sind die weiteren Aufgaben des Top-Managements, 

neben der bereits erwähnten Rechenschaftspflicht für die Wirksamkeit des UMS, 

dafür zu sorgen, dass die Umweltpolitik und umweltbezogene Zielsetzungen fest-

legt werden und dass sie mit den strategischen Zielen sowie dem Geltungsbereich 

der Organisation (Kontext) vereinbar sind.“35 Festgelegt werden diese Zielsetzun-

gen von der obersten Managementebene unter dem Einbezug von Beschäftigten 

aller Ebenen. Darin sollten Verpflichtungen wie kontinuierliche Verbesserung der 

Umweltleistungen sowie Rechtskonformität enthalten sein. In regelmäßigen Ab-

ständen ist diese Zielsetzung zu überarbeiten und anzupassen. Je nach Manage-

mentsystem ist ein Zugang für die Öffentlichkeit bereitzustellen.  

 

• Planung 

Das Zusammenwirken eines Umweltmanagementsystems mit dem Unternehmen 

muss gezielt geplant werden, da die relevanten Umweltaspekte und gesetzlichen 

Anforderungen an das Unternehmen zu berücksichtigen sind. Als Instrumente für 

die Planung dienen die Umweltpolitik und dessen Zielsetzungen. Unterstützende 

Instrumente können hier als Umweltaspekte und Rechtskonformität ausgewiesen 

werden. Um eine Evaluierung des Verbesserungsprozesses auch hier zu ermögli-

chen, können mithilfe eines Umweltprogramms notwendige Maßnahmen und Ziele 

definiert werden. „Wichtig ist, dass die Zielsetzungen eine klare und eindeutige 

Verbindung zu den bedeutenden Umweltauswirkungen des Unternehmens sowie 

zur Umweltpolitik erkennen lassen und zu einer tatsächlichen Verbesserung der 

Umweltleistung führen.“36 

 

• Verwirklichung und Vertrieb 

Ein Umweltmanagementsystem sollte in bestehende Systeme bestmöglich inte-

griert werden, da hier die meiste Akzeptanz zu erwarten ist. Ebenfalls ist es wichtig, 

ein Umweltmanagementteam zu bestellen und in die Organisationsstruktur einzu-

gliedern. „Durch die Bestellung dieses zentralen Funktionsträgers für die Koordi-

nation aller Umweltmanagementaktivitäten erreicht man eine zuverlässige organi-

satorische Verankerung des betrieblichen Umweltschutzes.“37 Schulungen für das 

                                                

35WIFI, 2016, 9. 

36UGA, 2015, 11. 

37Vgl. EMAS, s.a., 29. 
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Umweltmanagementteam sind für die Aufrechterhaltung des Systems von hoher 

Bedeutung. Außerdem kann durch gut geschultes Personal die Verbindung zu Mit-

arbeitern und die Öffentlichkeitsarbeit mit Anrainer, Behörden und Presse verbes-

sert werden. 

 

• Überprüfung 

Die regelmäßige Überprüfung von Umweltauswirkungen, Anlagen und Aufzeich-

nungen führen zu einem funktionierenden Umweltmanagementsystem. Risikoana-

lysen und Chancenmanagement können durch gezielte Maßnahmen umgesetzt 

werden. Somit kann das Umweltmanagementsystem durchgehend zu einem posi-

tiven Beitrag zur Unternehmensführung beitragen. Derartige Überprüfungen kön-

nen zum Beispiel durch interne Audits erfolgen. 

 

• Managementbewertung 

In regelmäßigen Abständen wird durch das Umweltmanagementteam eine Bewer-

tung durchgeführt, wobei alle Bereiche durchleuchtet und der aktuellen Situation 

angepasst werden. Daraus können neue umweltbezogene Zielsetzungen resultie-

ren.  

 

 ISO 14001 

Die ISO 14001 ist Teil einer internationalen Normenreihe. Diese Normung beinhaltet Mög-

lichkeiten und Handlungsanweisungen für Unternehmen, ihre Verantwortlichkeit gegen-

über der Umwelt wahrzunehmen. 

Die Norm legt keine Mindeststandards, Grenzwerte oder Kennzahlen fest. Als Mindestan-

forderung gilt die Einhaltung der rechtlichen Anforderungen. „Darauf aufbauend können 

die Unternehmen ihre Ziele selbst wählen und damit ihre kontinuierliche Verbesserung der 

Umweltleistungen nachvollziehbar umsetzen.“38 

Sie legt Anforderungen an ein Umweltmanagementsystem fest und zielt auf einen Ver-

besserungsprozess ab. Dieser Prozess wird, wie in der ISO 14001 beschrieben, durch die 

„Plan, Do, Check, Act“- Methode durchgeführt. Umweltpolitik und Ziele sollen dadurch um-

gesetzt und die Umweltleistung verbessert werden. Unternehmen werden bei dem Aufbau 

von einem Umweltmanagementsystem unterstützt und relevante Umweltvorschriften wer-

den durch interne Audits überprüft. 

                                                

38 WIFI, 2016, 4. 
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Abbildung 6: ISO14001:2015 Plan-Do-Check-Act Model (committee.iso) 

In dieser Abbildung wird die P-D-C-A Methode oder das sogenannte „Deming-Rad“ dar-

gestellt. Der Zyklus separiert sich in die vier Bereiche, P (Plan), D (Do), C (Check) und A 

(Act). Um dem Leser ein grobes Verständnis zu vermitteln, werden die einzelnen Schritte 

des Zyklus kurz erläutert. 

 

• PLAN 

Der Bereich „Plan“ beinhaltet eine Analyse von Verbesserungspotentialen. Im 

Zuge der Erstellung eines sogenannten „Fahrplans“ werden Ziele und Vorgangs-

weisen für eine Implementierung definiert. 
 

• DO 

Im Bereich „Do“ wird eine Testphase initialisiert. Hierbei sollen einfache praktische 

Hilfsmittel einen schnellen Testlauf ermöglichen. Die Einbindung von Mitarbeitern 

spielt hier eine wesentliche Rolle.  
 

• CHECK 

Der bisherige Verlauf des Fahrplans wird im Bereich „Check“ durch ein internes 

Audit geprüft. Bereits erstellte Maßnahmen zur Umsetzung werden evaluiert und 

bei positivem Ausgang wird der nächste Schritt eingeleitet.  
 

• ACT 

Eine Systemeinführung wird im letzten Bereich „Act“ getätigt und durch Audits re-

gelmäßig überprüft. Um den fortlaufenden Verbesserungsprozess einzuhalten, 

kann der Kreislauf erneut mit dem Bereich „Plan“ gestartet werden. 
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High Level Structure (HLS) 

Die neue „High Level Structure“ wurde von der „International Organisation for Standar-

dization“ eingeführt, um die Qualität der Normenreihen zu verbessern. Es sollen einheitli-

che Managementstandards und Begriffsdefinitionen geschaffen werden. Auch die An-

wendbarkeit der Standards erweitert sich auf Unternehmen jeder Größe. Die neue Glie-

derungsstruktur der ISO 14001:2015 wird als aktuelles Dokument angesehen und ist in 

zehn Kapitel gegliedert. Beginnend mit dem „Anwendungsbereich“, der „normativen Ver-

weisung“ und den „Begriffsdefinitionen“ werden grundlegende Bereiche beschrieben. In 

dem Kapitel „Kontext der Organisation“, das in den Bereich „Plan“ hineinfällt, müssen in-

terne und externe Stakeholder identifiziert werden. Im nächsten Kapitel wird gefordert, das 

Thema „Umwelt“ in Prozesse und in Unternehmensstrategie zu verankern. Die Risikoeva-

luierung und dessen Maßnahmenfindung werden um eine Chancenfindung erweitert. Not-

fallsituationen und Rechtskonformität werden konkreter ausformuliert. Eine Ergänzung 

des Kapitels „Unterstützung“ erfolgt durch diverse Begriffe wie zum Beispiel Ressourcen, 

Bewusstsein und Kommunikation. Der Produktlebenszyklus wird im Kapitel „Betrieb“ 

durch eine Bewertung der Umweltaspekte gefordert. Im Kapitel „Bewertung“ spielt der Zu-

sammenhang von Umweltkennzahlen und Managementreview eine bedeutende Rolle. 

Das letzte Kapitel „Verbesserung“ umfasst die Risiko- und Chancenevaluierung als 

Kernthema.  

 

Einführung 

Die Implementierungsphase eines Umweltmanagementsystems hängt häufig von den 

bereitgestellten Ressourcen und vom Umweltmanagementteam ab. Beeinflusst von der 

Größe des Unternehmens werden häufig sechs bis zwölf Monate anvisiert. Das Umwelt-

managementteam ist dafür verantwortlich das System am Leben zu halten und den kon-

tinuierlichen Verbesserungsprozess zu führen. Für die Zusammensetzung des Projekt-

teams empfiehlt sich Mitarbeiter aus allen Bereichen des Unternehmens einzubinden. 

„Im gesamten Unternehmen sind motivierte und optimal ausgebildete Mitarbeiter die ent-

scheidenden Voraussetzungen für eine umweltschonende Geschäftsabwicklung.“39 Das 

Umweltmanagementteam stellt ein Bindeglied zwischen oberen Management, Mitarbei-

tern und Stakeholder dar.  

Geltungsbereich im Unternehmen 

                                                

39 EBERHARTER, 2017, 11. 
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Für ein Umweltmanagementsystem müssen Systemgrenzen festgelegt werden. Dazu 

benötigt das Umweltmanagementteam eine Beschreibung der im Unternehmen vorhan-

denen Funktionen, Tätigkeiten, Produkte sowie Dienstleistungen. Mit dieser Beschrei-

bung kann ein Anwendungsbereich des Umweltmanagementsystems erstellt werden. 

Aus den Erkenntnissen des Anwendungsbereichs können die Einführungsbewertungen 

einhergehen, diese werden als Basis für weitere Schritte dienen. Grundlegend werden 

die rechtlichen Verpflichtungen und Auflagen durch eine Zusammenführung in einem 

„Rechtsregister“ geführt. Die regelmäßige Überprüfung auf Neuerungen und Aktualisie-

rungen gilt dabei als Voraussetzung. Zuständigkeiten und eine Ableitung von Maßnah-

men sind für jede Vorschrift zu erstellen. Die Einteilung der Umweltaspektebewertung er-

folgt durch die Unterteilung in direkte und indirekte Umweltkompartimente. „Die neue 

ISO 14001 wird sich voraussichtlich stärker an den Umweltaspekten entlang der Wert-

schöpfungskette orientieren: Bewertung von Umweltauswirkungen nicht nur von Tätig-

keiten im Unternehmen, sondern auch in vorgelagerten und nachgelagerten Prozessen 

(z. B.: Rohstoffe, Logistik).“40 Bewertungen werden hier nach einer Risikomatrix mit Ein-

beziehung von Risiken, Chancen und dessen Maßnahmen für jeden Bereich durchge-

führt.  

 

Aufgaben des Managementteams 

Das oberste Managementteam ist dazu verpflichtet, umweltbezogene Zielsetzungen 

festzulegen und umzusetzen. „Aufgabe der Führungskräfte ist es, diese Haltung vorzule-

ben und zu kommunizieren.“41 Außerdem hat das obere Management eine Rechen-

schaftspflicht für die Wirksamkeit des Umweltmanagementsystems. Die Gestaltung der 

Umweltpolitik liegt im Bereich des Managements und muss dem Kontext des Unterneh-

mens entsprechen. 

 

Risiken & Chancen 

Für die Aufrechterhaltung und kontinuierliche Verbesserung des Umweltmanagement-

systems müssen für relevante Prozesse im Unternehmen Risiken und Chancen abgelei-

tet werden. Für die Bewertungen und Führung von zum Beispiel Umweltaspekten, 

Rechtsregister, Stakeholder und Notfallsituationen benötigt man im Zuge auch dessen 

Risiko- oder zugleich auch Chancenanalyse zum kontinuierlichen Verbesserungspro-

                                                

40 OBERSTE-LEHN, 2015, 4. 

41 HOLCIM, 2017, 9. 
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zess. „Im Rahmen einer Betrachtung der Risiken und Chancen – ebenfalls ein neuer As-

pekt aus der ISO 14001:2015 – ist zu ermitteln, welche Chancen sich aus der Erfüllung 

bindender Verpflichtungen und welche Risiken sich aus deren Nichterfüllung ergeben.“42 

 

Unterstützung 

Die Unterstützung des oberen Managements in jeglicher Form ist fester Bestandteil um 

das System funktionsfähig zu halten. Die wichtigste Form ist die personelle, dabei müs-

sen die Mitarbeiter nicht nur Schulungen besuchen, sondern auch die Fertigkeiten besit-

zen, ein Umweltmanagementsystem anwenden zu können. Daher sind die Mitglieder 

des Umweltmanagementteams verpflichtet, eine angemessene Ausbildung oder Erfah-

rung mitzubringen. Dokumentationen über diese Ausbildung beziehungsweise der Nach-

weis über deren Erfahrung sind aufzubewahren. 

 

Lenkung der Informationen 

In diesem Bereich wird die Aufzeichnungs- und Nachweispflicht behandelt. Die gesam-

melten Informationen müssen für die Beteiligten verfügbar und uneingeschränkt zugäng-

lich sein. Meist wird dies durch ein EDV-System umgesetzt. 

 

Betriebliche Planung 

Die betriebliche Planung umfasst Prozesse, die den gesamten Lebensweg eines Pro-

duktes oder einer Dienstleistung involvieren. Auch externe Prozesse werden miteinbezo-

gen. Hierbei werden vorwiegend beschaffungsrelevante Kriterien betrachtet. „Besitzt das 

Produkt eventuell eine längere Lebensdauer, so lassen sich bei einer Lebenszykluskos-

tenbetrachtung die höheren Anschaffungskosten rechtfertigen.“43 Informationen über 

Transport, Lieferung und Entsorgung könnten im Vorhinein negative Umweltauswirkun-

gen vermeiden.  

 

Notfälle und präventive Gefahrenabwehr 

Notfallsituationen werden in interne und externe Gefährdungen unterteilt. Externe Ge-

fährdungen kennzeichnen unter anderem, Hochwassersituationen und benachbarte Be-

triebe mit gefährlichen Stoffen. Als interne Gefährdung wird die Lagerung von Chemika-

lien als größte Gefahrenquelle betrachtet. Dafür müssen Vorkehrungsmaßnahmen getä-

                                                

42 DQS, 2017, s.p. 

43 GÜNTHER und KLAUKE, 2005, s.p.  
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tigt werden, welche diverse Alarmpläne, Personalschulungen sowie Evakuierungsübun-

gen inkludieren. „Um auf Ereignisse des nicht-bestimmungsgemäßen Betriebs wie Stör-

fälle, Unfälle, Notfälle etc. schnell und angemessen reagieren zu können, muss ein Not-

fallmanagement eingeführt werden.“44 Die Aufbewahrungspflicht für Notfalldokumente 

gilt ebenfalls für die ISO 14001:2015.  

 

Überwachung und Bewertung 

Überwachung, Analyse und Bewertung von Umweltleistungen muss kontinuierlich durch-

geführt und die daraus resultierenden Maßnahmen an den Verantwortlichen weitergelei-

tet werden. Die Überprüfung auf die Funktionalität des Umweltmanagementsystems er-

folgt großteils über interne Audits.  Diese erfolgen in regelmäßigen Abständen. 

 

Internes Audit 

Um die Anforderungen der ISO 14001:2015 gerecht zu werden, muss in Form von inter-

nen Audits deren Einhaltung überprüft werden. „Ein systematischer, unabhängiger und 

dokumentierter Prozess zur Erlangung von Nachweisen und zu deren objektiver Auswer-

tung, um zu ermitteln, inwieweit die von der Organisation festgelegten Auditkriterien des 

UMS erfüllt sind.“45 Die Ergebnisse werden an die obere Managementebene weiter ge-

leitet.  

 

Managementbewertung 

„Das UM-System muss durch die oberste Leitung in geplanten Abständen bewertet wer-

den mit dem Ziel, die fortdauernde Eignung, Angemessenheit und Wirksamkeit sicherzu-

stellen.“46 Ein Intervall für dieses sogenannte Managementreview ist nicht vorgesehen. 

Die Bewertung über das UMS kann auch auf mehrere Abschnitte aufgeteilt werden.  

 

Verbesserungen und Nichtkonformität 

Diverse Tools wie zum Beispiel Audits und Begehungen werden eingesetzt, um eine 

Nichtkonformität festzustellen. Dabei wird auf die Wirksamkeit geprüft und eventuell wer-

den auch in diesem Zuge Verbesserungsmaßnahmen definiert. Dokumentationspflicht 

besteht ebenfalls bei jeder Korrektur- oder Verbesserungsmaßnahme.  

 

                                                

44 GRÖßMANN, 2006, 3. 

45 ULRICI und STREICH, s.a., 10. 

46 TÜV NORD, s.a., 23. 
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 EMAS III 

Die EMAS III Verordnung (Eco-Management and Audit Scheme) umfasst ein freiwilliges 

Instrument der Europäischen Union. Es unterstützt Unternehmen um eine nachhaltige 

Umweltentwicklung in der Wirtschaft und dessen Verwaltung zu erhalten. Die EMAS III 

Verordnung beinhaltet wie auch die ISO 14001 einen kontinuierlichen Verbesserungspro-

zess. Anforderungen der ISO 14001 werden im Zuge der EMAS III-VO automatisch erfüllt. 

Diese Verordnung involviert des Weiteren eine Transparenzfunktion in Form einer Um-

welterklärung gegenüber der Öffentlichkeit. Die Bewertung der Umweltaspekte erfolgt in 

direkter und indirekter Form. 

 

Umwelterklärung 

Unternehmen, die sich nach EMAS III zertifizieren lassen, müssen regelmäßig eine Um-

welterklärung veröffentlichen. In diesem Dokument werden alle standortrelevanten Gege-

benheiten beschrieben. Hauptaugenmerke sind Kernindikatoren, Umweltpolitik, Umwelt-

auswirkungen, Umweltprogramm und Ziele. Im Anhang IV der EMAS III- Verordnung wer-

den die Anforderungen an die Umweltberichterstattung angeführt.  

Mindestanforderungen der Berichterstattung einer Organisation müssen 

• eine Beschreibung der Organisation, 

• eine Umweltpolitik und eine Beschreibung des Umweltmanagementsystem,  

• eine Umweltaspektebewertung und eine Beschreibung der gesetzten Umweltleis-

tung, 

• die Einhaltung der Rechtsvorschriften und sonstiger Faktoren der Umweltleistung 

beschreiben, 

• eine Gültigkeitserklärung und Registrierungsurkunde und 

• ein Abkürzungsverzeichnis beziehungsweise ein Glossar 

enthalten.47 

 

Ebenfalls muss der öffentliche Zugang gegeben sein und durch einen Umweltgutachter 

genehmigt werden. 

 

Kernindikatoren 

Die Umweltleistungsindikatoren werden bei der EMAS III über einen längeren Zeitraum 

gemessen und dienen als Basis für messbare Umweltziele.  

Sie werden in folgende Kernindikatoren gegliedert: 

                                                

47 Vgl. UGA, 2004, 7ff. 
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Tabelle 1: Kernindikatoren EMAS III48 

 

                                                

48 Vgl. EMAS III, s.a., 37. 
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Diese Tabelle zeigt die anzuwendenden Umweltindikatoren mit der jeweiligen Kurzbe-

schreibung. Die Einheiten der Indikatoren werden in produzierende und nicht-produzie-

rende Gewerbe unterteilt. Zu beachten ist, dass Indikatoren wie Abfall und Emissionen in 

gefährliche Abfälle und Emissionen unterteilt werden.  

 

Vorteil gegenüber Behörden 

Durch die Transparenzfunktion und der Glaubwürdigkeit der EMAS-VO wird der Umgang 

mit Behörden vereinfacht. Der Bezug zum Umweltmanagementgesetz 2001 bringt etliche 

Verwaltungsvereinfachungen für EMAS-Organisationen. Darunter versteht man einen 

konsolidierten Genehmigungsbescheid, der sämtliche Genehmigungsbescheide des Un-

ternehmens enthält. Bei Änderung von Anlagen wird das vereinfachte Anzeigeverfahren 

angewendet und diverse Melde- und Aufzeichnungspflichten entfallen. „EMAS-Organisa-

tionen müssen bestellte Abfallbeauftragte bzw. –Stellvertreter und Abwasserbeauftragte 

nicht mehr der Behörde bekannt geben (§ 24).“49 Der strafrechtliche Rahmen wird eben-

falls eingebunden. „Sofern beim Aufbau eines Umweltmanagementsystems gemäß E-

MAS-Verordnung Verstöße gegen bundes- oder landesrechtliche Verwaltungsvorschrif-

ten, die dem Schutz der Umwelt dienen, festgestellt werden, ist von der Behörde von der 

Einleitung eines Strafverfahrens abzusehen, wenn die herbeigeführten Gefahren, Verun-

reinigungen oder sonstigen Beeinträchtigungen beseitigt wurden (sofern es nicht zu einer 

Schädigung der Gesundheit eines Menschen oder des Tier und Pflanzenbestandes ge-

kommen ist), der Behörde der Verstoß unverzüglich gemeldet wird, unverzüglich die er-

forderlichen Maßnahmen zur Einhaltung der Verwaltungsvorschriften zum Schutz der Um-

welt gesetzt werden sowie innerhalb festgelegter Fristen die Eintragung beantragt wird 

bzw. erfolgt.“50 

 

Öffentlichkeitsaffinität 

Als Schlüsselfaktor gibt die EMAS III-Verordnung ihre Umweltauswirkungen der Öffent-

lichkeit preis. Die Transparenz des Unternehmens für die Allgemeinheit wird als 

Kernthema einer Zertifizierung nach EMAS angesehen. Die Informationen einer Umwelt-

erklärung müssen für jedermann zugänglich sein. „Die UE fungiert dabei als ‚Blick in das 

                                                

49 Lebensministerium, 2005, 4. 

50 UBA, 2001, 608. 
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Unternehmen‘ und macht es durch die enthaltenen Informationen zu Umweltpolitik, Um-

weltprogrammen und Umweltleistung transparent und vergleichbar gegenüber anderen 

Organisationen.“51 

 

Synergien zwischen ISO 14001, EMAS III und REACH 

Der Zusammenhang zwischen der europäischen Chemikalienverordnung (REACH) und 

Umweltmanagementsysteme ist eng gekoppelt. Die Pflichten der Chemikalienkontrolle im 

Unternehmen sind ähnlich wie die Anforderungen aus einem Umweltmanagementsystem. 

Die rechtlichen Anforderungen an ein Produkt können durch Zuweisung der Aufgaben, 

Kompetenzen und Verantwortlichkeiten für REACH umgesetzt werden. Ein Umweltmana-

gementsystem bedeutet REACH-konformes-unternehmerisches Handeln.  

                                                

51 BORRIES, 2016, 99. 
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Tabelle 2: Umsetzungshilfen für REACH durch UMS52 

 

                                                

52 DIETSCHE, s.a., s.p. 



62 

 

Diese Tabelle zeigt die Möglichkeiten von Managementsystemen, die Chemikalienkon-

trollen umzusetzen. Hierbei werden ISO 9001 beziehungsweise ISO16949, ISO 14001 

und EMAS III verglichen. Darunter sind die Bereiche abgebildet, welche für die Erfüllung 

von REACH maßgeblich sind.  
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3. CHEMIKALIENMANAGEMENTSYSTEM 

3.1. Anforderung 

Das Chemikalienmanagementsystem muss eine länderübergreifende Anwendung ermög-

lichen. Die unterschiedlichen rechtlichen und standortspezifischen Gegebenheiten müs-

sen beachtet und miteinbezogen werden. Eine nachvollziehbare Bewertungsmethode in 

relevanten Bereichen ist für eine Freigabe zur Verwendung essentiell. Sparten wie Ge-

sundheits- und Umweltschutz sollen gesondert untersucht werden und einen wesentlichen 

Bewertungsbeitrag leisten. Der Arbeitsprozess soll vereinfacht werden und eine übersicht-

liche Darstellung der im Betrieb verwendeten Chemikalien soll herausgehen. Ebenfalls ist 

eine fundierte Unterstützung des Systems bei der Erstellung einer Betriebsanwendung 

notwendig. „Die Betriebsanweisung beschreibt für jeden Arbeitsplatz den sachgerechten 

Umgang mit allen Arbeitsstoffen, ferner Gefahren, Schutzmaßnahmen, Verhaltensregeln 

und Entsorgungsmaßnahmen“.53 

3.2. Aufbau 

Zu Beginn wird von einer Produktanfrage seitens der Mitarbeiter ausgegangen. Dieser 

Schritt leitet den gesamten Prozess ein. Dieser Prozess gliedert sich in eine Vorabunter-

suchung, dem sogenannten „Pre-Check“, der die länderspezifischen Bereiche durchleuch-

tet und eine Freigabe oder Ablehnung für eine interne Testung der Chemikalien oder Pro-

dukte erzielt. Nach der erfolgreichen Testung ist eine Übernahme in den Hauptprozess, 

dem „Chemical Handling“ möglich. Dabei werden die Teilbereiche Umwelt, Gesundheit 

und Lagerung tiefergreifend bewertet. Aufgrund dieser Bewertung ergibt sich eine positive 

oder negative Freigabe für die Verwendungsorte und Bereiche.  

Das Chemikalienmanagementsystem unterteilt sich in zwei Teilbereiche, dem sogenann-

ten „Pre-Check“ und dem „Chemical Handling“ Prozess. Dabei handelt es sich um Sys-

teme, die ineinander verknüpft sind.  

  

                                                

53 KURZWEIL und SCHNEIPERS, 2012, 310. 
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Tabelle 3: Aufbau Chemikalienmanagementsystem 
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Tabelle 3 skizziert den Workflow des gesamten Prozesses. Ausgehend von einer Produkt-

anfrage, wird der „Pre-Check“ eingeleitet, der eine interne Testung beinhaltet. Nach Ab-

solvierung der ersten drei Schritte kann nach erfolgreicher Bewertung eine Überleitung in 

den „Chemical Handling“ Prozess erfolgen. Hierbei wird die Chemikalie beziehungsweise 

das Produkt nach verschiedensten Bereichen untersucht und bewertet. Die folgenden Ka-

pitel beschäftigen sich mit diesen Bereichen im Detail. Nach dieser Bewertung erzeugt 

das System ein Ergebnis, welches für die konforme Einführung in die Standorte wesentlich 

ist.  

 Zusammenlagerungsbedingungen 

Für die verschiedenen Chemikalienlagerorte in einem Unternehmen herrschen bestimmte 

Lagerungsbedingungen. Nicht jeder Stoff kann mit jedem beliebigen anderen Stoff ge-

meinsam gelagert werden. Außerdem bestehen Forderungen für weitere Beschränkungen 

für Stoffmengen. Nach intensiver Suche für anwendbare Lagerungsbedingungen wurde 

die deutsche TRGS 510 als geeignetes Dokument herangezogen und dessen Lagerungs-

bedingungen in die Software eingebunden.  
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Tabelle 4: Zusammenlagerungsbedingungen (Quelle: TRGS 510) 
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Die Tabelle 4 zeigt aus der TRGS 510 (Technische Regeln für Gefahrenstoffe) die verschie-

denen Lagerungsklassen in Abhängigkeit der Lagerungsbedingungen, die nach rechtlichen 

Vorschriften hinterlegt sind. „In dieser TRGS werden sowohl die Einstufungen nach der 

Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 (CLP-VO) als auch nach der EG-Richtlinie 67/548/EWG 

angeführt.“54 Die Lagerungsklassen werden von eins bis 13 dargestellt. Bei einem roten 

Ergebnisfeld ist eine Zusammenlagerung nicht geeignet. Für grüne Felder sind keine Ein-

schränkungen gegeben. Eingeschränkte Zusammenlagerung erfolgt für gelb hinterlegte Er-

gebnisfelder, die darin enthaltenen Ziffern weisen auf eine in der Norm angeführte spezielle 

Bedingung hin. Darüber hinaus müssen die Mengen für jede Lagerungsklasse miteinbezo-

gen werden. Diese Mengenbestimmungen sind in der TRGS 510 ebenfalls angeführt, wer-

den aber in dieser Arbeit nicht gesondert behandelt.  

 

 Risikomatrix 

Die nachstehende Abbildung zeigt, die in der Software verwendete qualitative Bewertungs-

matrix. Dabei wird die Wahrscheinlichkeit mit der Auswirkung multipliziert. „Die Risikoein-

stufung liefert eine Übersicht über das Ausmaß der Risiken, die sich aus den Gefährdungen 

für das jeweilige Zielobjekt ergeben.“55 Wobei die Zahl „Eins“ eine geringe und die Zahl 

„Fünf“ eine sehr hohe Auswirkung oder Wahrscheinlichkeit bedeutet. Die „grünen“ Felder 

weisen keine Problematik auf, „orange/gelb“ zeigt einen Handlungsbedarf und „rote“ deuten 

auf eine Gefährdung hin.  

 

Abbildung 7: Risikomatrix nach en-software (Quelle:SHERM) 

Die oben abgebildete Risikobewertungsmatrix wird in der Software SHERM verwendet. Das 

verwende Bewertungsschema ist für das Unternehmen Stora Enso Wood Products indivi-

duell angepasst. 

                                                

54TRGS 510, 2015, 6. 

55 BSI, s.a., 28. 
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3.3. Software S.H.E.R.M. 

Das österreichische Softwareunternehmen „en-software“ bietet ein spezielles Programm 

„S.H.E.R.M.“ das für „Safety, Health, Environment and Riskmanagement“ steht. Es wurde 

für die Umsetzung vieler Managementaufgaben entwickelt und kann dynamisch an ge-

wünschte Prozesse angepasst werden. Für die Entwicklung des Tools „Chemical Handling“ 

inklusive „Pre-Check“ war das System die geeignetste Lösung. Durch eine intensive Zu-

sammenarbeit mit dem Entwicklerteam von en-software konnte ein Prozess in der Software 

programmiert werden, der den Anforderungen der oberen Managementebene gerecht 

wurde. In den nachstehenden Kapiteln wird das Ergebnis der Entwicklung gezeigt und be-

schrieben.  

3.4. Pre-Check 

Der sogenannte „Pre-Check“ ist eine Vorabuntersuchung von Chemikalien, Gemischen o-

der Produkten. Der Vorgang wird unterteilt in drei Bereiche: Produktanfrage, Bewertung 

und interne Testung. Bei der Produktanfrage erfolgt die Suche nach Stoffen beziehungs-

weise Produktnamen, die bereits bewertet wurden oder im Unternehmen eingeführt worden 

sind. Der Abschnitt „Bewertung“ weist Bereiche eines Unternehmens auf, die für eine Be-

urteilung des Stoffes oder Produktes relevant erscheinen. Nach erfolgreicher Bewertung 

wird der Stoff oder das Produkt zum nächsten Schritt weitergeleitet und einer internen Te-

stung unterzogen. Die Dokumentation des Tests wird abgelegt und ist für jeden Standort 

ersichtlich. Die nächsten Kapitel erklären die einzelnen Funktionsschritte des „Pre-Checks“. 

 Produktanfrage 

 

Abbildung 8: Pre-Check Produktanfrage 

Die Abbildung 8 zeigt den ersten Schritt im Pre-Check. Er beinhaltet eine Datenabfrage zu 

dem jeweiligen Stoff oder Produkt. Im Hintergrund durchläuft die Software eine Datenbank 

mit allen im Unternehmen geführten Stoffen, Gemischen und Produkten. Bei einer 

Übereinstimmung werden die Ergnissse ausgewiesen, siehe Abbildung 4.  
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Abbildung 9: Pre-Check Suchfunktion 

Die obige Abbildung zeigt die gefundenen Ergebnisse aus der gesamten Datenbank. Am 

Beispiel „Härter“ werden drei bereits in die Datenbank eingepflegte Produkte angezeigt. 

Falls die Eingabe kein gewünschtes Ergebnis herausbringt, besteht die Möglichkeit eine 

„neue Produktanfrage“ zu starten. Die neue Produktanfrage beinhaltet eine Grundeingabe 

des gewünschten Stoffes, des Gemisches oder Produktes. 

 Eingabe Produktanfrage 

 

Abbildung 10: Pre-Check Allgemeine Angaben 

Die Abbildung 10 demonstriert die Grundeingabe der neuen Produktanfrage. Hierbei wer-

den Produktname, Wirkstoffe und Inhaltsstoffe benötigt. Eine generelle Beschreibung und 

eine Alternative sollen helfen, ein optimales Ergebnis zu erzielen. Die Definition eines Ziel-

marktes hat für die länderspezifischen rechtlichen Unterschiede erhebliche Auswirkungen. 

Falls bereits besondere Einschränkungen des Produktes oder Stoffes bekannt sind, erfolgt 
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ein Eintrag in die Produktanfrage. Vorab werden Mengen, Einsatzorte sowie Prioritäten und 

Fristen definiert. Mit diesen Angaben wird die Beschaffungsabteilung, in diesem Fall „Sour-

cing“ beauftragt, die geeignetste Beschaffung einzuleiten. 

 

 Prüfbereiche 

 

Abbildung 11: Pre-Check Prüfbereiche 

Im zweiten Schritt werden von der Abteilung „Sourcing“ diverse Datenblätter bereitgestellt 

und bei erfolgter Beschaffung an die nachstehenden Bereiche wie Umwelt, Arbeitssicher-

heit, Verkauf, Gesundheit, Sourcing und Brandschutz zur Bewertung und Prüfung weiter-

geleitet. Nun werden die zugewiesenen Personen, wie oben im Bereich „Umwelt“ ersicht-

lich, mit der Prüfung des Stoffes oder des Produktes beauftragt.  

 

 Produktbewertung 

 

Abbildung 12: Pre-Check Produktbewertung 
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Jede zugewiesene Person der jeweiligen Abteilung wird nun aufgefordert eine Bewertung 

abzugeben. Anhand dieser Bewertung wird der nächste Schritt eingeleitet.  

 Freigabeverfahren 

 

Abbildung 13: Pre-Check Empfehlung laut Bewertung 

Die Bewertung wurde in diesem Fall positiv durchgeführt. Dabei ist ersichtlich, wer die Be-

urteilung, wann durchgeführt hat. Bei Eingang der Bewertungen wird von dem zuständigen 

Standortbeauftragten, der die Testung durchführt ein Protokoll hochgeladen und mit einer 

Anmerkung hinterlegt. Bei positiver Bewertung aller Beteiligten kann der Stoff oder das Pro-

dukt in den Hauptschritt übernommen werden.  

 Protokoll Testverfahren 

 

Abbildung 14: Pre-Check Testverfahren Protokoll 

In diesem Schritt ist ersichtlich wie der Testlauf abgelegt werden kann. Die Eingabe des 

Ergebnisfeldes ist hier nur kurz dargestellt. Es soll ebenfalls einen Testverlauf beinhalten 

und dokumentieren, welche Personen an welchem Standort diesen Testlauf durchgeführt 

haben.   
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3.5. Chemical Handling 

Der Hauptprozess des Chemikalienmanagementsystems wird als „Chemical Handling“ de-

finiert. In den nachstehenden Kapiteln werden Bereiche wie Grunddaten, arbeitsmedizini-

sche Bewertung, Umweltschutzbewertung und Einsatz- und Lagerungsfreigabe beschrie-

ben. Die Entwicklung dieses Prozesses wurde gemeinsam mit Sicherheits-, Umwelt- und 

Abfallbeauftragten erstellt. Die Anforderungen von arbeitsmedizinischer Seite wurden 

ebenfalls mit eingearbeitet.  

 Grunddaten 

Der erste Bereich „Grunddaten“ weist einen Dokumentationsteil auf, der den Stoff bezie-

hungsweise das Produkt erläutert und des Weiteren eine interne Einstufung von statten 

geht. Eine interne Überprüfung auf REACH-Konformität der jeweiligen Bereiche kann eben-

falls miteingestuft werden. Diese REACH-Bewertung befindet sich nachfolgend jeweils in 

der rechten oberen Ecke.  

 

 

Abbildung 15: Grunddaten 

Die Abbildung 10 zeigt die Grundeingabe der Stoffe beziehungsweise Produkte. Es werden 

Bezeichnungen, Einteilungen in Kategorien und Prüfungsintervalle zur Eingabe demons-

triert. Eine verantwortliche Person ist für jede Eingabe zu deklarieren. Diese Person ist für 

die Aktualität der Datenblätter und Bewertungsbereiche zuständig. Die Freigabemaske of-

fenbart nach vollständiger Bewertung ein Ergebnis. Falls keine klare Freigabe erzielt wird, 

kann eine „bedingte“ Freigabe gewählt werden. Diese Freigabe ist in Ausnahmefällen zu 

wählen, beispielsweise, wenn keine bessere Alternative verfügbar ist oder beschaffen wer-

den kann. Ausgehend aus dem Sicherheitsdatenblatt beziehungsweise technischen Daten-

blatt werden gültige Versionen als Anhang hochgeladen und diverse Notizen ergänzt. 
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 REACH-Konformität 

 

Abbildung 16: REACH-Konformität 

Die Abbildung 16 umfasst den Bereich der REACH-Konformität. Dieses Bewertungsfeld 

wird zusätzlich zu jedem untergliederten Bereich der „Grunddaten“ dargestellt. Durch die-

ses Feld kann man den jeweiligen Bereich nach REACH-Kriterien bewerten. Falls in einem 

Bereich eine unerfüllte Aufgabe eingeht, können die Felder „Aufgabe zuweisen an“, „Frist“ 

und „Anmerkungen“ verwendet werden. Die daraus generierte Maßnahme scheint bei der 

zugewiesenen Person zur Abarbeitung auf und bei dem Feld „Erledigt“ wird der Status an-

gezeigt. Im Wesentlichen wird hier ein Teil der REACH-VO erfüllt.  

Produktdaten 

 

Abbildung 17: Produktbezogene Daten 

Der Bereich Produktdaten beinhaltet die grundlegende Eingabe des Stoffes oder Produktes 

und der Herstellerinformationen. Im Bereich „Produktidentifikator“ werden Kategorisierun-

gen und Einstufungen vergeben. Ebenfalls können hierbei die für einen Stoff eingetragenen 

Nummern ergänzt werden. Im nachstehenden Bereich wird die Verwendung definiert und 

die Herstellerinformationen werden eingeben. Notrufnummern und Kontaktdaten bieten 

eine unterstützende Funktion für Notfallsituationen.  
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Gefahrenkennzeichnung 
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Abbildung 18: Gefahrenkennzeichnung 

Die Gefahrenkennzeichnung wird durch die CLP Verordnung maßgeblich geprägt. Der fol-

gende Bereich dokumentiert die ausgewiesenen Gefahrenhinweise und die Kennzeich-

nungselemente können ausgewählt werden. Diese werden für die Betriebsanweisung be-

nötigt. Die Deklarierung von H- und P-Sätzen erfolgt im letzten Teil dieses Bereiches. Die 

Ausweisung der R- und S-Sätze ist noch im System vorhanden, da eventuell nicht alle Da-

tenblätter auf die überarbeiteten CLP-VO umgestellt worden sind.  

 

Abbildung 19: H-P-Sätze 

Im ersten Bereich können besondere Gefahrenhinweise für Mensch und Tier beschrieben 

werden. Danach erfolgt die Einstufung der Kennzeichnungselemente. Nachstehend werden 

H- und P-Sätze definiert, die im System hinterlegt sind und durch einfache Auswahl inte-

griert werden können. Die Definition eines Signalwortes und eines Giftbezugslizenzinha-

bers kann in besonderen Fällen ebenfalls durchgeführt werden.   
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Zusammensetzung 

Die Zusammensetzung kann als Einzelstoff oder Gemisch erfolgen. Hierbei wird vom Da-

tenblatt ausgegangen und immer der Einzelstoff in der nachstehenden Tabelle angeführt, 

bewertet und mit den erforderlichen Nummern gekennzeichnet. Nach jeder Einzelstoffein-

gabe wird eine neue Zeile zur Anführung weiterer Stoffe erstellt. Diese bewirkt eine einfache 

Suche nach gewünschten Stoffen, die zum Beispiel eine neue Gefährdungsbeurteilung be-

kommen haben und gegebenenfalls im Unternehmen vorhanden sind.  

 

Abbildung 20: Bestandteile/ Zusammensetzung 

Als erste Eingabezeile soll der Hauptinhaltsstoff mit den jeweiligen vorhandenen Deklarie-

rungsnummern und Gefährdungssätzen angeführt werden. Mit jeder nachstehenden Zeile 

werden die Stoffe, falls vorhanden, angeführt und nach absteigenden Prozentanteil ange-

geben. Die jeweiligen Inhaltsstoffe sind auf dem Sicherheitsdatenblatt beziehungsweise 

Produktdatenblatt ersichtlich. Dieser Dokumentationsbereich beinhaltet Bereiche aus der 

REACH-VO und dem Chemikaliengesetz 1996. 
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Erste Hilfe Maßnahmen 

Jeder Stoff, jedes Gemisch oder Produkt beinhaltet eine Erste-Hilfe-Anweisung. In diesem 

Bereich sollen die unterschiedlichen Berührungsformen nach den neuesten Erste- Hilfe-

Methoden beschrieben werden. 

 

Abbildung 21: Erste Hilfe 

Es wird ein allgemeines Erste-Hilfe Maßnahmenfeld ausgewiesen. Im Falle eines speziellen 

Kontaktes in Form von Einatmen, Hautkontakt, Augenkontakt oder Verschlucken wird ge-

sondert mitprotokolliert, welche Erste-Hilfe-Maßnahmen zu erledigen sind. 

Brandbekämpfung 

 

Abbildung 22: Brandbekämpfung 

Auf den Bereich Brandbekämpfung wird ein besonderes Augenmerk gelegt, da für Chemi-

kalien häufig gesonderte Löschmethoden erforderlich sind. Geeignete Löschmittel und Hin-

weise zur Brandbekämpfung werden deklariert. Auch die Beschreibung von gefährlichen 

Zerfallsprodukten wie zum Beispiel giftige Rauchgase im Brandfall erfolgt in diesem Be-

reich.  
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Unbeabsichtigte Freisetzung 

 

Abbildung 23: Unbeabsichtigte Freisetzung 

Falls eine unbeabsichtigte Freisetzung erfolgt, ist in diesem Teil die Definition einer Prob-

lemlösung möglich, um größere Schäden zu vermeiden. Hier werden Vorsichtsmaßnah-

men, geeignete Schutzausrüstung und Notfallverfahren beschrieben. Die VO über biologi-

sche Arbeitsstoffe beinhaltet einen Teilbereich, der sich mit unbeabsichtigter Freisetzung 

beschäftigt.  

Handhabung und Lagerung 

In jedem Unternehmen gibt es einen Lagerort, beziehungsweise mehrere Lagerorte. Für 

Chemikalien sind gewisse Lagerbedingungen ausschlaggebend und somit werden spezi-

elle Kriterien im System inkludiert. Die Grundanforderung jedes Stoffes erfolgt in diesem 

Abschnitt. 

 

Abbildung 24: Handhabung und Lagerung 

Im ersten Bereich wird ein Feld für die allgemeine Angabe zur sicheren Handhabung dar-

gestellt. Das Deklarieren eines speziellen Falls einer „Nichtmischung“ besteht ebenfalls. 

Ladetemperaturen und Handhabungstemperaturen werden in der rechten Spalte angeführt. 

Die Lagerbedingungen sind meist sehr speziell und eine Einhaltung ist notwendig. Hierbei 
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wird eine grobe Auswahl der Bedingungen angeführt. Erneut existieren Felder für Lager-

temperatur-, Zeit und Mengenangabe. Die Lagerklasse kann im letzten Abschnitt definiert 

werden, diese ist für die Auswertung in den nächsten Bereichen essentiell.  

Exposition 

Im Bereich „Exposition“ werden die bekannten Austrittspfade oder Austragungspfade des 

jeweiligen Stoffes angeführt. Die Art der Austragung ist an die Anwendung gebunden und 

kann zu verschiedenen Expositionswegen führen. Es werden die Dauer und der dazuge-

hörige Grenzwert mit einer passenden Einheitsbezeichnung gekennzeichnet. Falls ein Ein-

zelstoff eine fruchtschädigende Wirkung aufweist, kann diese hier deklariert werden. Das 

Feld „Anmerkungen“ umfasst Ergänzungen für wichtige Informationen. 

 

Abbildung 25: Begrenzung und Überwachung der Exposition 

Im nachstehenden Bereich wird auf die persönliche Schutzausrüstung (PSA) eingegangen. 

Demnach werden die Eingabefelder wie aus der PSA-VO für die Bereiche Augen-/Gesichts-

schutz, Hautschutz, Handschuhe, Atemschutz und Hitze-/Kälteschutz gesondert dokumen-

tiert. Diese Beschreibung der PSA wird mit den definierten Einsatzgebieten des Stoffes 

beziehungsweise Produktes verbunden und fließt somit in die Arbeitsplatzevaluierung und 

Betriebsanweisung mit ein. 
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Physikalische und chemische Eigenschaften 

 

Abbildung 26: Physikalische und chemische Eigenschaften 

Ein eigener Punkt beinhaltet die Angabe von physikalischen und chemischen Eigenschaf-

ten. Die Eingabe dieser Informationen ist für spezielle Unternehmen und Verarbeitungsver-

fahren von Bedeutung. Es werden Gefrier-, Schmelz- und Siedepunktangaben zur Auswahl 

angeboten. Eingabefelder wie Dampfdruck, Wasserlöslichkeit, Dichte, Oberflächenspan-

nung, Verteilungs-Koeffizient, Flammpunkt und Viskosität sind ebenfalls vorhanden. Weite-

res stehen Felder wie Aggregatzustände, chemische Eigenschaften und ein Eingabefeld 

für sonstige Eigenschaften zur Verfügung. 

Stabilität und Reaktivität 

 

Abbildung 27: Stabilität und Reaktivität 

Die Dokumentation von Stabilität und Reaktivität ist in besonderen Fällen notwendig. Falls 

interne Untersuchungen und Ergebnisse vorhanden sind, können diese hier protokolliert 

werden. Bereiche wie unverträgliche Materialien und gefährliche Zersetzungsprodukte wer-

den ebenfalls hier miteinbezogen.  
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Toxikologische Angaben 

 

Abbildung 28: Toxikologische Angaben 

Die Angabe der toxikologischen Situation wird ebenfalls bereitgestellt. Eine genauere Be-

trachtung dieses Bereichs erfolgt in den nächsten Kapiteln. Ausgehend aus dem Sicher-

heitsdatenblatt können hier die Einstufungen zu den toxikologischen Wirkungen angeführt 

werden.  

Umweltbezogene Angaben 

 

Abbildung 29: Umweltbezogene Angaben 

Falls spezielle Auswirkungen auf die Umwelt bereits bekannt sind, wird dieses Eingabefeld 

herangezogen. Die Bewertung der Umweltaspekte wird als eigenes Kapitel ausgewiesen. 

Unterbereiche dieses Abschnitts inkludieren:  

• Toxizität, 

• Persistenz und Abbaubarkeit, 

• Bioakkumulationspotenzial, 

• Mobilität im Boden, 

• Ergebnisse der PBT- und vPvP-Beurteilung, 

und andere schädliche Wirkungen. 
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Angaben zur Entsorgung 

 

Abbildung 30: Übersicht Angaben zur Entsorgung 

Die Entsorgung von Chemikalien unterliegt zahlreichen rechtlichen Auflagen und muss in 

ordnungsgemäßen Verfahren durchgeführt werden. Dafür wird für jeden Lebenszyklus eine 

Deklaration der Entsorgungsmöglichkeiten bereitgestellt. Spezielle Abfallbehandlungsfor-

men und Transportbedingungen können dazu definiert werden.  

 

Abbildung 31: Detailansicht Hinweise zur Entsorgung 

In der oben angeführten Abbildung ist eine Tabelle angeführt, welche die nachstehende 

Detaileingabe beinhaltet. Für den Stoff beziehungsweise für das Produkt werden unter-

schiedliche Lebenszyklusbereiche vorgeschlagen. Einen Arbeitsstoff bezeichnet der in Ver-

wendung befindende Stoff. Als Produktionsabfall kann sich der Stoff mit anderen Chemika-

lien vermengen und zu einer anderen Einstufung führen. Die Anführung des „Leergebindes“ 

wird für Behältnisse der Chemikalien verwendet. Diese müssen oft eigens entsorgt werden. 
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Der Transport eines Abfalls wird in diesem Fall auf der Straße durchgeführt, darum erfolgt 

lediglich die Angabe des ADR-Gefahrenguttransportes. Der Bereich „Sonstiges, Bemer-

kung“ klassifiziert diverse Abfallschlüsselnummern, Klassifizierungen, Behandlungsverfah-

ren, Lagerorte und Transporte. Diese Deklaration beinhaltet einen Teilbereich vom Gefah-

rengutbeförderungsgesetz 1998 und der Abfallnachweisverordnung. 

Angaben zum Transport 

 

Abbildung 32: Angaben zum Transport 

Die Abbildung 32 zeigt das Angabenfeld zum Transport. Es werden die Straßen-, Bahn-, 

Luft- und Schifffahrtsangaben einzeln dargestellt. Hierfür können diverse Merkmale, wie 

UN-Nummer, Stoffbezeichnung, Klasse, Tunnelcode, Verpackungsgruppe und Gefahraus-

löser deklariert werden. Falls Transportbedingungen wie Mindest- oder Maximaltemperatur 

vorliegen, besteht ebenfalls die Möglichkeit diese zu definieren. Der Transport wird durch 

die Abfallverbringungsverordung und dessen internationale Übereinkommen und Richtli-

nien von ADR, RID und ADN geprägt.  

Rechtsvorschriften & sonstige Angaben 

 

 

Abbildung 33: Rechtsvorschriften und Sonstiges 

Unter dem Bereich „Rechtsvorschriften“ können bestimmte Wassergefährdungsklassen er-

gänzt werden. Diese Gefährdungsklassen beziehen sich aus dem Wasserrechtsgesetz 

1959. Dieser Bereich wird nur kurz angeführt, da die Verknüpfung mit dem Rechtsregister 
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des Unternehmens nicht in der vorliegenden Arbeit behandelt wird. Das Feld „Sonstige An-

gaben“ dient hier als Ergänzungsfeld für jegliche Angaben, die in den vorherigen Feldern 

nicht eingebunden worden sind. 

 Gesundheitsschutz 

 

Abbildung 34: Übersicht arbeitsmedizinische Bewertung 

Die „Arbeitsmedizinische Bewertung“ wurde gemeinsam mit Sicherheitsbeauftragten und 

einer Arbeitsmedizinerin entwickelt. Die oben angeführte Übersichtsdarstellung wird durch 

die nachstehende Detailansicht gefüllt. Im Hintergrund dieser Übersicht werden die 

Detaileinstufungen in eine Bewertung zusammengeführt und erzielen für die 

Gesamtfreigabe ein Ergebnis. In der Grafik ist eine Testeingabe mit einer nicht 

freigegebenen Bewertung durch eine Einschränkung in einem „gefährdeten“ Bereich 

ersichtlich. Hier wird das Beispiel „Lehrlinge U18“ mit der täglichen Einwirkung einer 

ätzenden/reizenden Wirkung auf Haut und Karzinogenität durch Inhalation und Hautkontakt 

dargestellt. Das Ergebnis dieser Bewertung fließt in die Endbewertung mit ein und wird als 

einer der großen Einflussfaktoren für die Freigabe gehandhabt. 
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Abbildung 35: Detailansicht arbeitsmedizinische Bewertung 

Dieser Eingabebereich zeigt die Detaileinstufung aus „arbeitsmedizinischer Sicht“. Grund-

legend wird der Arbeitsplatz beziehungsweise mehrere Arbeitsplätze definiert und das je-

weilige Arbeitsverfahren genauer beschrieben. Die Menge mit der jeweiligen Maßeinheit 

wird durch die Häufigkeit ergänzt, somit entsteht eine Übersicht, wie häufig ein/e Mitarbei-

ter/in mit dem Stoff bzw. Produkt Kontakt hat. Danach erfolgt eine Definition der Einwirkung 

auf die Bereiche. In diesem Punkt wird nach Inhalation (Einatmung), Dermal (Hautkontakt), 

Augen, Oral (Verschlucken), und Strahlung unterschieden. Mehrfachnennungen sind eben-

falls möglich. Die Wirkung unterscheidet sich in akute Toxizität (giftig), ätzende/reizende 

Wirkung auf die Haut, schwere Augenschädigung/Augenreizung, Sensibilisierung der 

Atemwege oder der Haut, Keimzellenmutagenität (Veränderung), Karzinogenität (krebser-

regend), Reproduktionstoxizität (Erbschaftsveränderung) und spezifische Zielorgan-Toxizi-

tät. Die Einstufung für ArbeitnehmerInnen/Angestellte, Lehrlinge U18, Jugendliche U18, 

Schwangere und sonstigen ArbeitnehmerInnen ist ebenfalls angeführt. Sonstige Betroffene 

können auch ergänzt werden. 

Der DNEL-Wert (derived no- effect level) beschreibt den Grenzwert unter welchem keine 

schädliche Auswirkung auf den Menschen stattfindet. Eine Anführung dieses Wertes von 

Seiten des Herstellers laut REACH-VO gilt als essentiell. Falls kein Wert vorliegt, muss eine 

ausreichende Begründung vom Hersteller bereitgestellt werden. Grundsätzlich werden hier-

bei die Expositionswege mit der Dauer und Häufigkeit angegeben. Es besteht auch die 

Möglichkeit eines vermehrten Auftretens von DNEL-Werten. Die Bewertung liegt dem Ar-

beitsmediziner zu Grunde, dabei wird eine genaue Untersuchung empfohlen. Ergänzend 

zu dieser DNEL-Bewertung können diverse Messprotokolle hochgeladen werden. In die-

sem Bewertungsbereich fließen ASchG, Mutterschutzgesetz, Kinder- und Jugendbeschäf-

tigungsgesetz und dessen Verordnung ein. 
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 Umweltschutz 

 

Abbildung 36: Übersicht Umweltschutzbewertung 

Die Bewertung der Umweltaspekte gilt als grundlegende Anforderung der ISO 14001 und 

EMAS III, wird im Zuge des „Chemical Handling“-Prozesses miteingebunden und mit der 

Hauptbewertung der Umweltaspekte verknüpft. In dieser Grafik ist die angepasste Version 

für die Bewertung von Umweltaspekten auf der Ebene von chemischen Stoffen und Pro-

dukten ersichtlich. Es werden hierbei nur die direkten Umweltaspekte angeführt und in di-

verse Kompartimente unterteilt. Die Umweltkompartimente separieren sich in folgende Be-

wertungsbereiche: Emission, Abfall, Ressource, Chemikalie, Energie, Lebensraum und 

Vorgaben. Das Ergebnis dieser Bewertung fließt in die Endbewertung mit ein und wird 

ebenfalls als großer Einflussfaktor gehandhabt.  

 

Abbildung 37: Detailansicht der Umweltschutzbewertung 

In dieser Abbildung ist die Detailansicht der Umweltaspektebewertung für den Bereich „Ab-

fall“ ersichtlich. In das verfügbare Feld wird eine kurze Beschreibung der Situation eingefügt 

und nachstehend kann diese Situation mit einer Risikomatrix bewertet werden. Die Bewer-
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tung von Ausmaße, Auswirkung und der Wahrscheinlichkeit des Eintritts erzielt ein Ergeb-

nis, welches in Form eines Ampelsystems ersichtlich ist. Die Bewertung der Umweltaspekte 

muss nicht immer eine Gefährdung bedeuten, die Überleitung in die komplette Umweltas-

pektebewertung kann auch eine Chance für einen Verbesserungsprozess erzielen und als 

Maßnahme abgearbeitet werden. 

 Einsatzorte 

Die Lagerungs- und Einsatzfreigabe umfasst die Detailansicht vom Endergebnis der bishe-

rigen Bewertungsbereiche. Hierbei wird für jeden Ort beziehungsweise Arbeitsplatz eine 

„Empfehlung laut Bewertung“ und zusätzliche Angaben wie Lagermenge und dazugehöri-

ger Maßeinheit angezeigt. Daraus leitet sich der nächste Schritt ein, die „Bewertung“ von 

der zuständigen Person. In diesem Fall interpretiert ein Standortbeauftragter mithilfe der 

abgegebenen Bewertungen das Ergebnis und kann gegebenenfalls eine Freigabe erteilen. 

Falls keine Freigabe erfolgt, wird der Stoff beziehungsweise das Produkt für die Verwen-

dung gesperrt. Eine „bedingte Freigabe“ wird erteilt, wenn der Stoff beziehungsweise das 

Produkt unter besonderen Auflagen in Verwendung geht. Die Freigabe kann zeitlich durch 

das Feld „Bedingte Freigabe bis“ eingeschränkt werden. Alternativen und Sperren können 

ebenfalls deklariert werden. In der rechten Spalte befinden sich Felder für die Beschreibung 

des Arbeitsverfahrens, die genauen Einschränkungen und die jeweiligen Begründungen.

  

 

Abbildung 38: Detailansicht Lager- oder Einsatzortfreigabe 
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Abbildung 39: Übersichtsseite Ergebnis Bewertung 

Die Übersichtsseite des Endergebnisses dokumentiert die jeweiligen Orte beziehungsweise 

Arbeitsplätze. Aus vorherigen Bewertungen werden die Ergebnisse für die jeweiligen Ar-

beitsplätze beziehungsweise Lagerungsorte dargestellt. Für die jeweiligen Lagerungs- und 

Verwendungsorte wird im Hintergrund durch die TRGS 510 nach Lagerungsbedingungen 

und Verbote abgeglichen. 
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4. FAZIT UND DISKUSSION 

4.1. Barrieren der Entwicklung 

Zu Beginn wurde seitens des Unternehmens Stora Enso Wood Products die Anforderung 

gestellt, welches IT-System diesen Chemikalienmanagementprozess abbilden kann. Da-

nach wurde eine Evaluierung der im Unternehmen bestehenden Software durchgeführt. 

Das Unternehmen en-software mit der Software S.H.E.R.M galt als optimale Lösung. Im 

Team des „Chemical Network“ wurde die Systematik erarbeitet und dabei der Pre-Check 

entworfen. 

In Zusammenarbeit mit Sicherheits-, Brandschutz und Umweltbeauftragten, sowie der Ar-

beitsmedizinerin an mehreren Standorten wurde der Inhalt des Systems zusammengetra-

gen und der Ablauf fixiert. Die Erhebung der erforderlichen Daten, Inhalte und Bewertungs-

methoden erstreckte sich über mehrere Monate. Mit diesem Konzept wurde das Unterneh-

men en-software beauftragt, ein neues Tool in ihrer Software zu erstellen. Nach der Pro-

grammierungsphase erfolgte die Lieferung des Tools und befindet sich gegenwärtig noch 

in der Testphase zur endgültigen Implementierung.  

Eine generelle Herausforderung war, für die vielen Standorte ein gültiges System zu ent-

werfen, welches den länderspezifischen Gegebenheiten und Anforderungen entspricht. 

Aktuell wurde dieses System für den zentraleuropäischen Raum entworfen. Eventuelle An-

passungen, zum Beispiel für Polen, erfolgen im Zuge der Testung, da die dortige Gesetz-

gebung im Bereich der Sicherheit etliche Herausforderungen bereitstellt.  

Die Updatefunktion für neu bewertete Chemikalien wurde mit einer einfachen Suchfunkti-

onslösung in den Prozess mit eingebunden. Die einzelnen Stoffe können nun mithilfe eines 

Filters gefunden werden und das System zeigt alle Produkte beziehungsweise Gemische 

an, welche diesen Stoff beinhalten. 

Die Bewertung der Arbeitssicherheit, welche besondere Regelungen für ArbeitnehmerIn-

nen, Lehrlinge und Beschäftigte unter 18 Jahren behandelt, stellte eine weitaus größere 

Herausforderung dar. Genaue Einhaltung der Zeiten, in denen mit Chemikalien hantiert wird 

und diverse Verbote mit Arbeit von Chemikalien sind ebenfalls zu beachten. Auch schwan-

gere Arbeitnehmerinnen wurden explizit in die Bewertung mit eingebunden.  

Die Bewertung fließt in die Arbeitsplatzevaluierung mit ein und umfasst ein Teilergebnis der 

Betriebsanweisung für die österreichischen Standorte. Die Übersetzung in andere Spra-

chen ist derzeit noch in Entwicklung. 

Als Umweltbewertung wurde verkürzte Version der Umweltaspektebewertung herangezo-

gen. Diverse Notfallsituationen im Bereich Umwelt werden in einem anderen Tool gehand-
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habt und sind hier nicht berücksichtigt worden. Chancen und Gefährdungen aus der Um-

weltaspektebewertung werden im Chemical Handling Tool nicht gekennzeichnet, sind aber 

dennoch im allgemeinen Tool Umweltaspekte zu finden. Diese Tools wurden ebenfalls mit-

einander verbunden, um keinen Mehraufwand leisten zu müssen. Eine explizite Auswei-

sung des Kompartiments „Wasser“ mit den jeweiligen Unterbereichen wird eingearbeitet.  

Die Situation verschiedener Lagerbedingungen gilt als heikles Thema, da nicht nur Haupt-

lager mit Bedingungen aufgelegt werden, sondern auch jeder Arbeitsplatz ein Chemikalien-

lager darstellt. Jeder Arbeitnehmer ist mit vielen Chemikalien durchgehend in Verbindung, 

dafür wurde in Deutschland die technische Regel für Gefahrstoffe (TRGS 510) ausgegeben 

und betriebsintern für den Chemical Handling Prozess eingearbeitet. Die Lagerbedingun-

gen aus der TRGS 510 werden im System automatisch abgefragt und ein Ergebnis gibt an, 

ob die Lagerung ordnungsgemäß stattfindet. Somit erhält jeder Arbeitsplatz eine Bewer-

tung, damit sichergestellt werden kann, dass jeder Mitarbeiter optimale Arbeitsbedingungen 

vorfindet. Am Ende der Entwicklungsphase wurde auch von österreichischer Seite eine La-

gerbedingungstabelle entdeckt, die sich im Transportwesen von Abfällen befindet. 

Die letztliche Frage ist, wer diesen Mehraufwand der Bewertung, laufender Führung und 

Wartung übernehmen wird. Die Antwort spiegelt sich in der Unternehmensführung, die für 

Innovation und Arbeitssicherheit viele Ressourcen zu Verfügung stellt, wieder. Somit wird 

in diesem Fall genug Personal für die Implementation bereitgestellt. Schulungen und Ein-

führungskurse werden mit einer Dokumentation des Tools laufend durchgeführt, um eine 

hohe Akzeptanz in den Standorten zu erhalten.  

4.2. Umsetzung 

Nach abgeschlossener Entwicklungsarbeit und Programmierung wurde die Testphase der 

Software eingeleitet. In dieser Testphase bekamen die jeweiligen Standortbeauftragten Zu-

gang zur Software und folglich eine Schulung zur Anwendung. Als standortbeauftragte Per-

sonen wurden die jeweiligen Sicherheitsfachkräfte im Unternehmen ausgewählt, da diese 

den größten Anteil an der Verwendung mit der Software und dem Chemikalienmanagement 

haben.  

Die Einführung des Systems ist noch nicht zur Gänze abgeschlossen. 

4.3. Fazit und Ausblick 

Besonderes Augenmerk galt der Softwaredynamik, mit der die Anwender nicht allzu viele 

Neuerungen für den Umgang des neuen Tools erlernen müssen. Die Einführung des Test-

systems erfolgte mit großer Akzeptanz, da dieses Tool zur Arbeitserleichterung und somit 
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zur Verbesserung des ganzheitlichen Systems beiträgt. Zu Beginn der Dateneingabe wur-

den viele Ressourcen bereitgestellt, um diese Bewertungen und Eingaben zu tätigen. Die 

Grundeingaben der Sicherheitsdatenblätter waren bereits im System vorhanden. Zustän-

dige Personen der Eingabe überprüften auch im Zuge dessen, die Aktualität der Datenblät-

ter und setzten Erinnerungsintervalle für eine erneute Überprüfung im System. Die arbeits-

medizinische Bewertung wurde für etliche Produkte von der im Unternehmen tätigen Ar-

beitsmedizinerin durchgeführt.  

Die Menge an Chemikalien und die damit verbundene Arbeitsleistung der Bewertung stellt 

ein Hindernis dar. Es bedarf an ausgebildetem Personal um eine Eingabe und dessen Be-

wertung auch ordnungsgemäß zu tätigen. Die Eingabe und Bewertung wird meist durch 

unterschiedliche Personen durchgeführt und es muss viel kommuniziert werden, um eine 

Vermeidung von Arbeitsressourcen zu erzielen. 

Eine mögliche Aufteilung der Bewertung auf die einzelnen Standorte könnte eine Lösung 

dafür sein. Für neue Stoffe und Produkte wird die Bewertung im Zuge der Beschaffung und 

Einführung durchgeführt und stellt keine große Herausforderung dar. Die Eingabe der im 

Unternehmen bereits vorhandenen Stoffe oder Produkte ist deutlich mehr Aufwand. Eben-

falls muss die Übersetzung im gleichen Zuge durchgeführt werden, um den Arbeitsaufwand 

so gering wie möglich zu halten. 

Wie bei vielen Softwaresystemen wird für die Implementierung und Akzeptanz, und um 

folglich auch damit zu arbeiten, eine gewisse Zeit benötigt. Die Benutzerrollen müssen de-

finiert werden. Das beinhaltet, bis zu welchem Level der Pre-Check genutzt werden kann, 

da auch Mitarbeiter an der Produktionsstätte gewisse Anforderungen an Betriebsstoffe 

stellt. Hier ergibt sich die Frage, ob Produktionsmitarbeiter mit dem Pre-Check eine Pro-

duktanfrage starten können, oder ob bei der Produktanfrage ein Vorgesetzter, zum Beispiel 

der Abteilungsleiter, miteinbezogen werden soll.  

Falls die Entscheidung über den Produktionsmitarbeiter erfolgt, werden eigene Terminals 

für einen Softwarezugang benötigt, dies beinhaltet wiederum Schulungs- und Anschaf-

fungskosten. Maßgeblich für diese Entscheidung ist der Anteil an Leasingarbeitern im Un-

ternehmen, da diese Schulungen ansonsten viel Aufwand und Ressourcen bedeuten. 

Nach intensiver Auseinandersetzung mit dem Thema Chemikalienmanagement wird emp-

fohlen, diese Thematik einem ausgebildeten Gremium zu überlassen und die Personen 

explizit zu fördern. Mithilfe dieses Gremiums kann den gesamten Mitarbeitern ein bestmög-

licher Umgang mit Chemikalien ermöglicht und zahlreiche gefährliche Situationen und Un-

fälle vermieden werden.  

Schulungen und Workshops sind unterstützende Hilfsmittel um das Bewusstsein mit Che-

mikalien zu stärken und zu verbessern. Diese sollten in regelmäßigen Abständen und auf 
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aktuelle Situationen getätigt werden, um eine höhere Aufmerksamkeit zu erzielen. Die An-

wendung erfolgt hierarchisch, beginnend von der Konzernebene, absteigend in alle einzel-

nen Werke und Abteilungen bis hin zu den Mitarbeitern in den Produktionsebenen. Nicht 

zu vernachlässigen sind Angestellte und Reinigungskräfte, die ebenfalls mit Chemikalien in 

Kontakt treten. Ob die Voraussetzungen für die neue ISO 45001 nach dem aktuellen Stand 

zutreffen, kann derzeit noch keine Aussage getätigt werden. 
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5. ZUSAMMENFASSUNG 

Zusammenfassend stellt die vorliegende Arbeit hinsichtlich der Datenerhebung und der 

Ausarbeitung von Bewertungssystemen einen positiven Beitrag am betriebsinternen Che-

mikalienmanagement dar. Das entstandene Chemikalienmanagementsystem ist für das 

Unternehmen Stora Enso Wood Products erstellt worden und befindet sich aktuell noch 

nicht im Endstadium der Implementation. Eine Einführung wird nach der Testphase gesche-

hen und dabei können noch Bereiche abgeändert oder ergänzt werden. Generell wurde 

nach dem Ansatz der kontinuierlichen Verbesserung ein System erstellt, das eine weite 

Betrachtung aller möglichen Einwirkungen sowie Auswirkungen im Bereich des Chemikali-

enmanagements beinhaltet und die Anforderungen eines Umweltmanagementsystems auf 

internationaler Ebene großteils abdeckt. 

Ein solches Chemikalienmanagementsystem auf aktuellem Stand zu halten, bedeutet ho-

hen, jedoch unerlässlichen Aufwand, da Chemikalien einen wichtigen Einflussfaktor in un-

serem Leben darstellen. Oder im täglichen Leben darstellen 

Als rechtliche Grundlage wurden internationale Übereinkommen, europäische Richtlinien 

und Verordnungen sowie die österreichische Gesetzgebung durchleuchtet und bestmöglich 

in das System eingearbeitet. 

In der Entwicklungsarbeit wurde das Chemikalienmanagementsystem in zwei Prozesse 

aufgeteilt, der sogenannte „Pre-Check“ und das „Chemical Handling“. In der Entwicklungs-

arbeit erfolgte die Aufteilung des Chemikalienmanagementsystems in zwei Prozessen, der 

sogenannte „Pre-Check“ und das „Chemical Handling“. Der Pre-Check bewirkt eine Vora-

buntersuchung der angefragten Stoffe, Gemische oder Produkte. Für den Hauptprozess 

„Chemical Handling“ lassen sich generell fünf Eingabeseiten beziehungsweise Bewer-

tungsseiten herauskristallisieren: die Grundeingabe zur Überprüfung und Aufrechterhaltung 

der Sicherheitsdatenblätter, die Bewertung aus arbeitsmedizinischer Sicht, die Umweltbe-

wertung von direkten Umweltaspekten, die Lagerungsbedingungen und der endgültige Frei-

gabeprozess.  

Die Programmierung dieses Chemikalienmanagementsystems erfolgte durch das Unter-

nehmen en-software in das im Unternehmen verwendete Programm „S.H.E.R.M.“, das sich 

für die gewünschten Anforderungen am qualifiziertesten erwies.  

Der sogenannte „Pre-Check“ stellt eine Vorabuntersuchung des gewünschten Stoffes, Ge-

misches oder Produktes dar. Es können verschiedene Abteilungen diese Vorabbewertung 

durchführen und im System eine Beurteilung hinterlegen. Nach Erhalt aller zugewiesenen 

Beurteilungen zeigt das System ein Gesamtergebnis und die verantwortliche Person kann 

aufgrund dieser Bewertung die endgültige Freigabe erteilen und auch gleich eine Überlei-

tung in das Hauptsystem durchführen. Eine Protokollfunktion der internen Testung wird 

ebenfalls angeboten. 
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Nach Überleitung in den Hauptprozess beziehungsweise schon getätigter Eingabe eines 

Stoffes, Gemisches oder Produktes, kann der Bewertungsprozess beginnen. Grundle-

gende Dokumentationseingaben werden im ersten Bereich angeboten. Dies dient zum Er-

fassen der Einzelstoffe und schnellmöglicher Suche zur Neubewertung. Ebenfalls fließt 

diese Eingabe in die Betriebsanweisung und Arbeitsplatzevaluierung mit ein. Der nächste 

Bereich umfasst die Bewertung aus arbeitsmedizinischer Sicht. Hinsichtlich dieses Vor-

gangs werden qualifizierte Personen zur Bewertung herangezogen, da gesundheitliche Be-

lange am Arbeitsplatz einhergehen. Die Umweltbewertung umfasst den nächsten Schritt, 

wobei mithilfe des Heranziehens des Umweltaspekte-Tools eine Teilbewertung des Berei-

ches durchführbar ist. Die Überleitung in das generelle Umweltaspekte-Tool wird dabei 

ebenfalls ermöglicht. Die Lagerungs- und Einsatzfreigabefreigabe erfolgt im letzten Bewer-

tungsschritt. Hierbei wird die TRGS 510 im Hintergrund überprüft und anhand der einge-

stuften Stoffe, Gemische oder Produkte abgeglichen, ob eine ordnungsgemäße Lagerung 

durchgeführt wird. Nach diesem Ergebnis, welches alle Bereiche zusammenführt und eine 

Endlösung darstellt, kann wiederum die verantwortliche Person eine Freigabe erteilen oder 

eine Sperre mit Begründung setzen. Die Möglichkeit einer bedingten Freigabe besteht bei 

Stoffen, Gemische oder Produkten, welche nur jenen Zeitraum in Verwendung sind, bis 

eine Transformation einer besseren Alternative möglich ist.  

Auf Grund der vorliegenden Arbeit kann man sagen, dass im Entwicklungsbereich des Che-

mikalienmanagements immer wieder Forschungspotential vorhanden sein wird. Herausge-

hend aus der vorliegenden Arbeit ist das Forschungspotential im Entwicklungsbereich des 

Chemikalienmanagements weiterhin umfassend. Der kontinuierliche Verbesserungspro-

zess spielt für nachhaltiges Handeln im Unternehmen eine wesentliche Rolle. Die Arbeit-

nehmer sind bereit sich einzubinden, vor allem wenn es ihre Sicherheit involviert. Um Un-

fällen und langzeitigen Belastungen vorzubeugen, wird durch das Setzen von Maßnahmen 

und konsequente Miteinbeziehen der Arbeiter und verantwortlicher Personen in das aktu-

elle Geschehen, eine Möglichkeit für mehr Sicherheit am Arbeitsplatz geschaffen. Dies 

könnte durch Workshops und Schulungen erfolgen, wodurch ein Einblick ermöglicht werden 

kann und somit mehr Akzeptanz für den Umgang mit Chemikalien geschaffen wird. Da die 

Zusammenarbeit von Stora Enso Wood Products und en-software immer wieder zu inno-

vativen Entwicklungen führt, könnte auch dieses Projekt eine weitreichende Funktion erfül-

len und einen Schritt nach vorne im Umgang mit Chemikalien in der österreichischen Holz- 

und Sägeindustrie darstellen.  
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